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Dokumentation «Mut zur Ethik» 2026

«In Würde leben»
Einführung zum XXXIII. Kongress «Mut zur Ethik» vom 4.–6. September 2026 in Sirnach

von Eva-Maria Föllmer-Müller

Liebe Freunde von «Mut zur Ethik»
Im Namen der Arbeitsgemeinschaft «Mut 
zur Ethik» freue ich mich, Sie herzlich zum 
diesjährigen Kongress begrüssen zu können. 

Auch in diesem 33. Jahr kommen wir bei 
«Mut zur Ethik» zusammen, um in den kom-
menden drei Tagen vieles zu den brennenden 
Fragen der Zeit zu erfahren, uns miteinander 
auszutauschen und mögliche Perspektiven zu 
erarbeiten. 

Wir haben dieses Mal das Thema «In 
Würde leben» gewählt. 

Es geht darum, in Erinnerung zu rufen, was 
Würde bedeutet. «In Würde leben» ist aber 
auch eine Herausforderung für jeden von uns 
und geht über die selbstverständliche Tatsache 
hinaus, dass jedem Menschen eine Würde in-
newohnt: Sie muss auch gelebt werden.

Jeder von uns hat eine Vorstellung von 
Würde: Jeder Mensch hat einen absoluten, 
unabdingbaren, einzigartigen Wert, der über 
den materiellen Dingen steht und der nicht 
davon abhängt, was er leistet oder produ-
ziert. Diese Würde steht allen zu, allein auf 
Grund der Tatsache, dass sie Menschen sind. 
Sie gehört zur menschlichen Natur. Dies 
bringt Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte zum Ausdruck, in dem 
es heisst: «Alle Menschen sind frei und gleich 
an Würde und Rechten geboren».

Seit wir schriftliche Zeugnisse mensch-
licher Kultur haben, finden wir immer wie-
der solche, die zeigen, dass sich Menschen 
aller Zeiten ihrer besonderen Stellung und 
ihres besonderen Wertes im Kosmos bewusst 
waren und Verletzungen dieses Wertes zu-
tiefst beklagt haben. Wir haben hier nicht die 
Zeit, auf diese Zeugnisse einzugehen, und ich 
beschränke mich auf drei europäische Vertre-
ter der Neuzeit, die für die Diskussion um die 
Würde des Menschen wesentliche Impulse 
gegeben haben. Ich möchte aber ausdrücklich 
darauf hinweisen: Die Erkenntnis der Men-
schenwürde ist kein europäisches Privileg.

Die erste Persönlichkeit, an die ich erin-
nern möchte, ist Giovanni Pico della Miran-
dola (1463–1494). Für Mirandola erwächst 
die Würde des Menschen aus der Fähigkeit, 
seine Existenz als Mensch selbst zu schaf-
fen. Dieser Gedanke lebt heute weiter, indem 
wir Freiheit, Selbstbestimmung und die Fä-
higkeit, das ethisch Richtige zu erkennen 
und auch danach zu handeln, als unmittelba-
ren Ausdruck der Menschenwürde verstehen.

Zu einem umfassenden philosophischen 
Konzept ausformuliert wurde der Begriff der 
Menschenwürde im Zuge der europäischen 
Aufklärung. So erklärte Samuel von Pu-
fendorf (1632–1694): «Der Mensch ist von 
höchster Würde, weil er eine Seele hat, die 
ausgezeichnet ist durch das Licht des Ver-
standes, durch die Fähigkeit, die Dinge zu 
beurteilen und sich frei zu entscheiden, und 
die sich in vielen Künsten auskennt.» Pufen-
dorf verbindet damit die Idee der Menschen-
würde mit der Idee der Seele, mit der Idee 
der Vernunft und mit der Idee der (Entschei-
dungs-)Freiheit.

Der Dritte, den ich erwähnen möchte, ist 
Immanuel Kant (1774–1804). Er schrieb: 
«Die Menschheit selbst ist eine Würde; denn 
der Mensch kann von keinem Menschen […] 
bloss als Mittel, sondern muss jederzeit zu-
gleich als Zweck gebraucht werden und darin 
besteht seine Würde.» Mit anderen Worten: 
Der Mensch darf niemals zum Objekt bzw. 
zum blossen Mittel für das Erreichen eines 
bestimmten Zweckes herabgewürdigt werden. 

In der Enzyklika «Magnifica humani-
tas» (Grossartige Menschheit) von Papst 

Leo XIV. ist die Menschenwürde Kernbe-
griff und umfassender Bezugspunkt. Es geht 
ihm um «neue Wege zur Verwirklichung 
des Gemeinwohls und zur Förderung eines 
würdigen Lebens für alle». Der menschli-
chen Gemeinschaft kommt dabei herausra-
gende Bedeutung zu. Er ruft dazu auf, der 
zunehmenden Ausbreitung einer «Kultur der 
Macht» die gleichwertige Zusammenarbeit 
aller Menschen entgegenzustellen. Und er 
lädt alle Menschen guten Willens zum Dialog 
ein. Die Aufgabe, die sich heute stellt, sieht 
er darin, «Baumeister der Gemeinschaft» 
zu sein, am Aufbau einer Welt «im Guten» 
zu arbeiten, in der «die Würde jedes Men-
schen gewahrt, Gerechtigkeit gefördert und 
Geschwisterlichkeit ermöglicht wird». Dies 
erfordere «mutige gemeinsame Verantwor-
tung». Und er fügt hinzu: «Keine Hand al-
lein reicht aus, um die Last der Herausforde-
rungen zu tragen, vor denen die Welt steht, 
und keine Hand ist so schwach, dass sie kei-
nen Beitrag leisten könnte.» Eine Einladung 
an und eine Ermutigung für jeden Menschen, 
die nicht besser ausgedrückt werden könnte.

Wir haben das eigentlich zeitlose Thema 
«In Würde leben» dieses Jahr ausgewählt, 
weil wir uns in einer aussergewöhnlichen Si-
tuation befinden. Ich zitiere aus unserem Ein-
ladungsschreiben:

«Nach der fundamentalen Missachtung der 
Menschenwürde in den Jahren vor 1945 durch 
Kriegsverbrechen, Völkermord und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit erklärten die neu ge-
gründeten Vereinten Nationen: Alle staatliche 
Gewalt hat zuallererst und unabdingbar die 
Aufgabe und die Pflicht, die Würde des Men-
schen zu achten und zu schützen. 

Davon hat sich die Welt, haben sich vor 
allem die grossen westlichen Mächte in den 
vergangenen Jahrzehnten immer weiter ent-

fernt. Heute stehen wir vor einem totalen 
Kollaps des Menschenrechts- und Völker-
rechtssystems: in den internationalen Bezie-
hungen, aber auch innerhalb vieler Staaten.» 

Deshalb stellt sich die Frage, wie wir ein 
Leben in Würde ermöglichen und gestalten 
können, auch wenn die eigene Staatsgewalt 
versagt? 

Bei der Beantwortung dieser Frage ist es 
von existentieller Bedeutung, an Grundlagen, 
die Bedingungen unseres Menschseins – die 
Conditio humana – zu erinnern bzw. sich die-
ser bewusst zu sein. 

Wir folgen hierbei einem personalen Men-
schenbild. Danach ist jeder Mensch von sei-
nem Wesen, von seiner Natur her eine ein-
malige und unverwechselbare Persönlichkeit, 
ein von Grund auf soziales Wesen, weil er 
nur in und durch die Gemeinschaft lebensfä-
hig ist und sich nur im kooperativen Mitein-
ander, in Freiheit und in Gleichwertigkeit zur 
vollen Blüte seiner Persönlichkeit entwickeln 
kann. Der Mensch ist nicht einfach Produkt 
von Anlage und Umwelt und auch nicht trieb-
gesteuert; er ist fähig zu Vernunft und Ethik. 
Das ist Ergebnis jahrzehntelanger humanwis-
senschaftlicher Forschungen. 

Aus diesen Forschungen wissen wir aber 
auch, dass sich der Mensch nicht automa-
tisch, quasi naturgesetzlich dorthin entwic-
kelt. Es bedarf der Erziehung und Bildung. 

Die renommierte Psychologin und Histo-
rikerin Dr. Annemarie Buchholz-Kaiser, u. a. 
Gründerin unserer Arbeitsgemeinschaft «Mut 
zur Ethik», hat dies in ihrem Beitrag für den 
Kongress «Mut zur Ethik» mit dem Thema 
«Die Würde des Menschen» im Jahr 1997 
fachlich genau dargelegt. Der Titel ihres Bei-
trags: «Personale Psychologie – der Beitrag 
von Psychologie und Pädagogik zur Men-
schenwürde». Im Jahr 2000 hat sie in ihrem 

unveröffentlichten Manuskript «Die Men-
schen stärken» die Würde als eines der der 
menschlichen Natur entsprechenden Grund-
prinzipien der personalen Psychologie und 
Pädagogik erläutert. 

«Die Würde des Menschen muss, wenn sie 
nicht blosses Postulat bleiben soll, eine er-
lebte emotionale Qualität sein, die sich nur 
im sozialen Bezug vollziehen und festigen 
kann. Sie beruht auf einem gegenseitigen 
Geben und Empfangen. Familie und Schule 
sowie die Gesellschaft können die Bedingun-
gen schaffen, dass die Würde des Menschen 
nicht nur geachtet, sondern gelebt wird. […]

Psychologie und Pädagogik, Familie und 
Schule können die Grundlegung in der Erzie-
hung leisten und zur lebendigen Verwirkli-
chung unter den Erwachsenen beitragen. Die 
Würde des Menschen ist kein Automatismus, 
sie fällt nicht fertig vom Himmel, ist keine aus-
sermenschliche Entität, sondern sie muss im 
menschlichen Zusammenleben gelegt, gestärkt, 
gefördert, stets erneuert und weitergetragen 
werden: sie muss gelebt und so für die Kinder 
und Jugendlichen emotional fassbar werden. 
Damit sie als ein ‹essential› des menschlichen 
Lebens geschützt ist, muss sie aber auch in der 
Verfassung der Länder und in internationalen 
Konventionen unumstösslich verankert sein.»

Lassen Sie mich zum Schluss der Einfüh-
rung den italienischen Professor Giuseppe 
Gagliano, zitieren, der darauf hinweist, dass 
Würde immer auch beinhaltet, die Würde des 
anderen zu achten:

«Die Menschenwürde erfordert, wenn man 
sie ernst nimmt, eine Veränderung der Sicht-
weise. Sie verlangt, im anderen nicht nur einen 
Konkurrenten, einen Gegner, ein Problem 
oder ein Risiko zu sehen, sondern ein Sub-
jekt. Sie verlangt anzuerkennen, dass auch der 
Feind Angst, Erinnerungen, Trauer, Interessen 
und Sicherheitsbedürfnisse hat. Sie verlangt 
zu verstehen, dass Frieden nicht dadurch ge-
schaffen wird, dass man die Gründe des an-
deren ausblendet, sondern indem man sie in 
einen politischen Raum einbringt, in dem sie 
diskutiert werden können, ohne sofort zu exi-
stentiellen Bedrohungen zu werden.» 

Viele unserer diesjährigen Gäste wirken 
bei unserer Arbeit seit Jahren mit. Wir freuen 
uns deshalb sehr, so viele bekannte Gesichter 
aus nah und fern in diesem Jahr bei uns herz-
lich willkommen zu heissen. Nicht minder 
gilt unser herzliches Willkommen all denje-
nigen, die das erste Mal bei «Mut zur Ethik» 
mitwirken. 

Vielen Dank.	 •

ef. Vom 4.–6. September 2026 fand der 
XXXIII. Kongress «Mut zur Ethik» in 
Sirnach im Schweizer Kanton Thurgau 
statt, dieses Jahr zum Thema «In Würde 
leben». Eine erste Folge der dort gehal-
tenen Vorträge wird in dieser Ausgabe 
dokumentiert. Weitere Vorträge wer-
den in den kommenden Ausgaben von 
Zeit-Fragen folgen.XXXIII. Kongress «Mut zur Ethik» – Podium. (Bild screenshot)

«Die Würde des Menschen muss, wenn sie nicht blosses Postulat blei-
ben soll, eine erlebte emotionale Qualität sein, die sich nur im sozi-
alen Bezug vollziehen und festigen kann. Sie beruht auf einem ge-
genseitigen Geben und Empfangen. Familie und Schule sowie die 
Gesellschaft können die Bedingungen schaffen, dass die Würde des 
Menschen nicht nur geachtet, sondern gelebt wird. […] Die Würde des 
Menschen ist kein Automatismus, sie fällt nicht fertig vom Himmel, 
ist keine aussermenschliche Entität, sondern sie muss im menschli-
chen Zusammenleben gelegt, gestärkt, gefördert, stets erneuert und 
weitergetragen werden.» (Annemarie Buchholz-Kaiser)
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Die verweigerte Würde.  
Anerkennung, Macht und neue Weltunordnung

Für eine philosophische und geopolitische Lesart von Axel Honneth
von Giuseppe Gagliano*

Würde als Grenze der Macht
Es gibt Epochen, in denen die Philosophie 
angesichts des Getöses der Ereignisse in den 
Hintergrund zu treten scheint. Kriege, Wirt-
schaftskrisen, Propaganda und der Zusam-
menbruch des internationalen Gleichgewichts 
scheinen ausschliesslich zur Sprache der Ge-
neräle, Diplomaten und Ökonomen zu gehö-
ren. Doch gerade in solchen Momenten wird 
die Philosophie unverzichtbar, denn sie zwingt 
Politik und Strategie dazu, eine grundlegende 
Frage zu beantworten: Was bleibt vom Men-
schen übrig, wenn die Macht ihn auf ein Mit-
tel reduziert? Nach 1945 wurde die Würde in 
den Mittelpunkt der neuen internationalen 
Ordnung gestellt, um zu verhindern, dass der 
Mensch erneut absolut dem Staat, dem Krieg, 
der Ideologie, der Wirtschaft oder der Macht-
logik untergeordnet werden könnte. Sie sollte 
dem Recht vorangehen, die Politik leiten und 
der Souveränität eine Grenze setzen.

Heute scheint dieses Versprechen gebro-
chen zu sein. Menschenrechte werden ebenso 
häufig beschworen wie verletzt; Souveränität 
gilt je nach Bündnissen entweder als heilig 
oder als verhandelbar; Frieden wird gefeiert, 
während Stellvertreterkriege, Sanktionen und 
Ausnahmezustände zunehmen. Sicherheit 
wird oft zur Rechtfertigung dafür herangezo-
gen, die Bevölkerung zu überwachen, Frei-
heiten einzuschränken und den Gegner aus-
zulöschen. Bevor die Macht einen Menschen 
trifft, neigt sie dazu, ihm die Anerkennung zu 
entziehen: Sie verwandelt ihn in eine Zahl, 
einen Feind, einen Ausgestossenen, ein Ziel 
oder eine undefinierte Bedrohung. Der sym-
bolische Abbau geht dem materiellen voraus.

Das Denken von Axel Honneth bietet einen 
entscheidenden Schlüssel zum Verständnis 
dieser Krise. In Anlehnung an Hegel zeigt er, 
dass das Individuum seine Identität nicht al-
lein konstruiert. Das Bewusstsein braucht ein 
anderes Bewusstsein; Freiheit entsteht aus 
gegenseitiger Anerkennung. Auch die Herr-
schaft birgt daher einen Widerspruch: Der 
Herr beansprucht Anerkennung, doch die 
durch Angst erlangte Anerkennung ist man-
gelhaft. Wer aus Zwang gehorcht, spricht 
keine echte Legitimität zu. Macht kann 
Schweigen erzwingen, nicht aber moralische 
Zustimmung; sie kann Unterwerfung erlan-
gen, erzeugt jedoch Demütigung und Groll.

Für Honneth konkretisiert sich Würde in 
drei Bereichen. In der Liebe und Fürsorge ge-
winnt der Mensch Selbstvertrauen; im Recht 
wird er als autonome Person anerkannt und 
entwickelt Selbstachtung; in der Solidarität 
begreift er, dass seine Arbeit, sein Gedächtnis 
und seine Anwesenheit für die Gemeinschaft 
von Wert sind. Ohne Fürsorge fühlt er sich 
verlassen, ohne Recht fühlt er sich der Willkür 

ausgesetzt, ohne soziale Wertschätzung fühlt 
er sich nutzlos. Würde ist daher keine blosse 
Zierde in Verfassungspräambeln: Sie ist das 
lebendige Gefüge des Zusammenlebens und 
die tatsächliche Voraussetzung für Freiheit.

Von der Verachtung  
zur demokratischen Krise

Jede Gesellschaft schafft Anerkennung, aber 
auch Formen der Verachtung. Verachtung ist 
nicht nur gleichbedeutend mit Beleidigung: 
Sie kann die Form von Armut, Prekarität, 
Diskriminierung oder behördlicher Gleich-
gültigkeit annehmen. Ein Mensch kann for-
male Rechte besitzen und dennoch unter 
Bedingungen leben, die deren Substanz ver-
neinen. Gerechtigkeit betrifft daher nicht nur 
die Verteilung von Reichtum, sondern auch 
die Qualität der Beziehungen, durch die jeder 
als Subjekt anerkannt wird.

Diese Perspektive ermöglicht es, das Un-
behagen der heutigen Demokratien zu ver-
stehen. Gesellschaften zerfallen nicht nur, 
wenn Ressourcen fehlen, sondern auch, wenn 
Millionen von Menschen das Gefühl haben, 
nichts mehr zu zählen. Misstrauen gegenüber 
Institutionen, Wahlenthaltung, Radikalisie-
rung, autoritäre Nostalgie und sozialer Hass 
sind oft verwirrte, manchmal gefährliche Re-
aktionen auf einen Verlust an Anerkennung. 
Dem Bürger wird gesagt, er sei frei und sou-
verän, doch er stellt fest, dass viele massgeb
liche Entscheidungen anderswo getroffen 
werden: auf den Finanzmärkten, in techno-
kratischen Apparaten, auf digitalen Plattfor-
men und in Sicherheitsapparaten.

Daraus ergibt sich eine neue Form poli-
tischer Demütigung. Es ist nicht immer die 
sichtbare Unterdrückung wie in klassischen 
Diktaturen; es ist vielmehr das Gefühl, regiert 
zu werden, ohne Gehör zu finden, verwaltet 
und festgelegt zu werden, ohne als Mensch 
anerkannt zu werden. Davon betroffen sind 
der verarmte Arbeitnehmer, der junge Mensch 
in prekären Verhältnissen, der isolierte ältere 
Mensch, der in Schwierigkeiten geratene 
Kleinunternehmer, der delegitimierte Lehrer, 
der Kranke, der zu einer bürokratischen Akte 
reduziert wird, und der Migrant, der zu einem 
Problem der öffentlichen Ordnung gemacht 
wird. Die Staatsbürgerschaft bleibt formal in-
takt, verliert jedoch an Substanz.

Die demokratische Krise ist daher auch 
eine moralische Krise. Eine Demokratie lebt, 
wenn sich die Bürger als Teil einer Schicksals-
gemeinschaft fühlen; sie verliert an Substanz, 
wenn der Staat als ferne Maschine erscheint, 
die Eliten als selbstbezogene Kaste, die Poli-
tik als Theater und die Wirtschaft als unverän-
derliches Schicksal. Viele Menschen fordern 
nicht nur Einkommen: Sie fordern Schutz, 
Gehör, Zugehörigkeit und Respekt. Wenn die 
Politik allein mit moralischer Belehrung rea-
giert und die Gesellschaft in Aufgeklärte und 
Rückständige, Kompetente und Unwissende, 
Verantwortungsbewusste und Verdächtige 
spaltet, verwandelt sie die öffentliche Debatte 
in eine Maschine gegenseitiger Verachtung.

Honneth hilft so, einen Zusammenhang zu 
erkennen, den die rein wirtschaftliche Ana-
lyse ausser acht lässt. Der Mangel an Aner-
kennung verletzt die Identität, hat aber auch 
politische Konsequenzen. Die Demütigung 
wird zunächst zu Schweigen, dann zu Groll 
und schliesslich zu Protest oder Aufstand. In-
stitutionen behalten ihre Legitimität nur dann, 
wenn sie es den Individuen ermöglichen, sich 
in ihnen wiederzuerkennen, und wenn sie die 
Rechte, die sie proklamieren, auch tatsäch-
lich verwirklichen. Eine Gesellschaft ist nicht 

dann frei, wenn sie jeden sich selbst überlässt, 
sondern wenn sie die Beziehungsbedingun-
gen schafft, damit niemand gegen die Gesell-
schaft kämpfen muss, um zu beweisen, dass 
er seine Menschlichkeit verdient.

Die neue Weltunordnung  
als Krise der Anerkennung

Die Anerkennungstheorie lässt sich – mit 
Vorsicht – auf die internationalen Beziehun-
gen ausweiten. Staaten sind zwar keine Per-
sonen, doch Völker und politische Gemein-
schaften leben mit Erinnerung, Identität, 
Status, Respekt und Demütigung. Die klas-
sische Geopolitik befasst sich mit Raum, 
Ressourcen, Grenzen, Handelswegen und 
Machtverhältnissen; all dies bleibt entschei-
dend, reicht aber nicht aus. Die Mächte stre-
ben auch danach, dass ihre Geschichte, ihre 
Interessen und ihre Sicherheitswahrnehmung 
als legitim angesehen werden. Sie wollen an 
der Festlegung der Regeln mitwirken und 
diese nicht nur hinnehmen.

Die heutige Unordnung lässt sich als eine 
gigantische Anerkennungskrise deuten. Nach 
dem Kalten Krieg hat der Westen seine Inter-
essen oft mit universellen Werten, seine Si-
cherheit mit der internationalen Sicherheit und 
seine Hegemonie mit globaler Stabilität gleich-
gesetzt. Die militärische, finanzielle und tech-
nologische Überlegenheit der Vereinigten Staa-
ten hat diese Darstellung lange Zeit gestützt, 
doch die Welt ist nicht stillgestanden. Russland 
hat die Zeit nach dem Zusammenbruch der So-
wjetunion als Rückschlag und Demütigung er-
lebt; China hat die Erinnerung an sein «Jahr-

hundert der Demütigungen» in ein Projekt der 
Wiedergeburt verwandelt; Indien, Afrika, die 
arabische Welt und Lateinamerika fordern eine 
nicht untergeordnete Rolle ein.

Der Globale Süden fordert nicht nur Inve-
stitionen und Handel. Er fordert, dass seine 
Stimme nicht als Hintergrundrauschen behan-
delt wird, dass das Völkerrecht nicht nach Be-
lieben angewendet wird und dass die weltwei-
ten Institutionen die tatsächlichen Verhältnisse 
des 21. Jahrhunderts widerspiegeln. Der west-
liche Universalismus ist in eine Krise geraten, 
nicht weil Würde und Rechte nutzlos gewor-
den sind, sondern weil sie selektiv angewen-
det wurden. Wenn manche Opfer universelle 
Trauer verdienen und andere blosse Statistiken 
bleiben, wenn manche Besetzungen unerträg-
lich und andere unvermeidbar sind, verliert die 
moralische Sprache an Autorität.

Der Krieg stellt den äussersten Punkt der 
Nichtanerkennung dar. Er beginnt schon vor 
dem ersten Schuss, wenn der andere zur ab-
soluten Gestalt des Bösen gemacht und seiner 
Gründe, seiner Angst, seines Gedächtnisses 
und seiner Sprache beraubt wird. Propaganda 
vereinfacht und entmenschlicht; die Tech-
nologie vervollständigt diesen Prozess oft. 
Drohnen, Satelliten, Algorithmen und Über-
wachung verwandeln den Feind in ein Signal, 
ein Ziel oder einen Punkt auf einer Karte und 
vergrössern so die moralische Distanz zwi-
schen demjenigen, der zuschlägt, und demje-
nigen, der getroffen wird.

Auch der Wirtschaftskrieg kann die Aner-
kennung aussetzen. Sanktionen, Finanzsper-
ren, technologische Ausgrenzung und die 
Kontrolle der Lieferketten sind weniger zer-
störerisch als ein Bombenangriff, doch wenn 
sie Energie, Ernährung, Medikamente und In-
frastruktur betreffen, verwandeln sie ganze 
Bevölkerungsgruppen in strategische Hebel. 
Jeder Block behauptet, die Menschheit vor der 
Barbarei anderer zu schützen, während er das 
konkrete Leid der Menschen in Kauf nimmt. 

Die Gefahr besteht nicht nur in der Auswei-
tung von Kriegen: Es ist die Gewohnheit, die 
Würde der eigenen Verbündeten als universell 
anzusehen und die der Gegner als entbehrlich.

Den anderen anerkennen,  
bevor er zum Feind wird

Europa steht vor einem besonderen Wider-
spruch. Es ist der Kontinent, der die rechtli-
che und philosophische Idee der Würde am 
tiefsten ausgearbeitet hat, aber auch derje-
nige, der Kolonialismus, Weltkriege, Tota-
litarismus und Völkermorde hervorgebracht 
hat. Aus der Erinnerung an seine eigenen 
Abgründe hätte es eine Politik der Begren-
zung, der Vermittlung und der Pluralität ab-
leiten können. Heute läuft es statt dessen Ge-
fahr, zu einem strategischen Anhängsel zu 
werden, zu einem Raum, der von Frieden 
spricht, während er sich an die permanente 
Mobilisierung gewöhnt. Seine Krise ist nicht 
nur militärischer oder wirtschaftlicher Natur: 
Es ist eine Krise der Zielsetzung.

Eine Gemeinschaft, die ihre eigenen Mit-
glieder nicht anerkennt, verliert auch die Fä-
higkeit, das Aussen anzuerkennen. Ein Europa, 
das die Jugend in prekäre Verhältnisse treibt 
und die Mittelschicht verarmt, kann kaum mit 
moralischer Autorität zur Welt sprechen. In-
ternationale Glaubwürdigkeit entsteht auch 
aus der Qualität des inneren demokratischen 
Lebens. Man kann die Würde nicht ausserhalb 
der eigenen Grenzen verteidigen, während 
man sie innerhalb dieser Grenzen auf eine ze-
remonielle Formel reduziert.

Eine Politik der Anerkennung ist kein Sen-
timentalismus und erfordert keinen Verzicht 
auf Verteidigung, Sicherheit, nationale In-
teressen oder Souveränität. Sie erfordert das 
Verständnis, dass keine stabile Ordnung auf 
der Verleugnung des anderen beruhen kann. 
Anerkennen bedeutet nicht freizusprechen: 
Es bedeutet, Politik möglich zu machen. Man 
kann ein Sicherheitsbedürfnis anerkennen, 
ohne eine Aggression zu rechtfertigen; das 
historische Leid eines Volkes verstehen, ohne 
dessen Nationalismus zu akzeptieren; den 
westlichen Unilateralismus kritisieren, ohne 
revisionistische Mächte zu idealisieren; ein 
Regime verurteilen, ohne die gesamte Gesell-
schaft zum ontologischen Feind zu erklären.

Honneth weist einen Weg zwischen abstrak-
tem Moralismus und zynischem Realismus 
auf. Ersterer spricht von Werten und ignoriert 
dabei die Machtverhältnisse; letzterer spricht 
von Macht und ignoriert dabei die moralischen 
Wunden, die Konflikte schüren. Eine Geo- 
politik der Anerkennung muss Interessen und 
Würde, Sicherheit und Respekt, Souveräni-
tät und Grenzen miteinander in Einklang brin-
gen. Auch eine multipolare Welt kann zu einem 
System rivalisierender Imperien werden. Um 
menschlichen Wert zu erlangen, muss sich der 
Multipolarismus in Pluralismus verwandeln: 
Keine Zivilisation kann das Monopol auf die 
historische Vernunft beanspruchen, und Uni-
versalität muss im Dialog aufgebaut und darf 
nicht von oben aufgezwungen werden.

Der Übergang von der proklamierten zur 
gelebten Würde bedeutet, konkrete Grenzen 
zu setzen. Der Staat muss schützen, ohne zu 
vereinnahmen; der Markt muss dem Leben 
dienen; die Technik muss das menschliche 
Urteilsvermögen unterstützen; die Sicher-
heit muss die Freiheit verteidigen; die Sou-
veränität muss das Volk bewahren, ohne es 
zu einem Instrument zu machen. Eine inter-
nationale Ordnung ist legitim, wenn sie die 
Völker nicht dazu zwingt, Anerkennung im 
Krieg, durch Erpressung oder Rache zu su-
chen. Die aktuelle Krise ist militärischer, 
wirtschaftlicher und technologischer Natur, 
aber vor allem ist sie eine Krise der Aner-
kennung. Den anderen als Subjekt zu sehen, 
auch wenn er ein Gegner ist, beseitigt den 
Konflikt nicht: Es zivilisiert ihn. Es hebt die 
Macht nicht auf: Es schränkt sie ein. Es hebt 
die Souveränität nicht auf: Es verpflichtet sie, 
der Würde des Menschen Rechnung zu tra-
gen. Das ist die Voraussetzung dafür zu ver-
hindern, dass die weltweite Unordnung zu 
einer Krise des Menschlichen wird.	 •
(Übersetzung Zeit-Fragen)
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Giuseppe Gagliano (Bild zvg)

«Europa steht vor einem besonderen Widerspruch. Es ist der Konti-
nent, der die rechtliche und philosophische Idee der Würde am tiefsten 
ausgearbeitet hat, aber auch derjenige, der Kolonialismus, Weltkriege, 
Totalitarismus und Völkermorde hervorgebracht hat. […] Heute läuft 
es Gefahr, zu einem strategischen Anhängsel zu werden, zu einem 
Raum, der von Frieden spricht, während er sich an die permanente 
Mobilisierung gewöhnt.»
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Das Recht, gesehen und ungesehen zu sein 
Über Würde, Entblössung und die Weigerung, zur Episode zu werden

von Raïs Neza Boneza*

Liebe Freunde, an die Journalisten, die in-
mitten des Lärms nach der Wahrheit suchen, 
an die Psychologen, die mit Wunden sitzen, 
die sich weigern, termingerecht zu heilen, an 
die Professoren, die Rahmenkonzepte benen-
nen, die den Menschen, die sie beschreiben, 
oft nicht gerecht werden, an die Aktivisten, 
die sich weigern, auf Erlaubnis zu warten, an 
die Forscher, die zählen, was zählt, obwohl 
sie wissen, dass sich die wichtigsten Dinge 
nicht zählen lassen, und an die Künstler, die 
uns – entgegen aller Anzeichen – daran erin-
nern, dass wir mehr sind als unsere Daten –
und an alle anderen in diesem Saal, die sich 
schon einmal gefragt haben, ob die Mauern, 
die wir um uns herum errichten, uns wirklich 
schützen oder uns nur voneinander trennen.

Als ich eingeladen wurde, über ein Leben 
in Würde zu sprechen, fragte ich mich zu-
nächst, wo Würde eigentlich zu Hause ist. 
Lebt sie in Verfassungen? In Gerichten? In 
feierlichen Erklärungen, die nach der Unter-
zeichnungszeremonie niemand mehr liest? 
Lebt sie in Konferenzsälen, wo wir das Wort 
sorgfältig aussprechen und uns dann umse-
hen, um sicherzugehen, dass alle zustimmen 
– bevor wir in unsere Hotelzimmer zurück-
kehren, um nachzusehen, worüber sich die 
Welt heute empört?

Ich komme aus der Demokratischen Re-
publik Kongo, einem Land von erstaunlicher 
Schönheit und ebenso erstaunlichen Wunden. 
Ich wurde in Katanga geboren, einer Region, 
deren Boden enorme Reichtümer birgt – Ko-
balt, Kupfer, Coltan, die Mineralien, die eure 
Handys smart machen –, deren Bevölkerung 
jedoch oft dazu gezwungen wurde, den Appe-
tit anderer zu überleben. Später habe ich mir 
in Norwegen ein Leben aufgebaut, und ich 
bin gereist, habe geschrieben und mich in ver-
schiedenen Welten für den Frieden eingesetzt. 
Würde ist für mich also kein abstraktes Wort, 
das sich nahtlos in eine Powerpoint-Präsenta-
tion einfügt. Es ist eine Frage, die mich über 
Grenzen hinweg begleitet hat – und dies, so 
vermute ich, auch noch lange tun wird.

Ich habe Menschen gesehen, die ihr Zu-
hause, ihre Papiere, ihre Existenzgrundlage 
und ihre Liebsten verloren haben, sich aber 
weigern, ihre Menschlichkeit aufzugeben. Ich 
habe Mütter gesehen, die aus fast nichts eine 
Mahlzeit zubereitet haben und dennoch dar-

auf bestanden, dass der Besucher zuerst isst. 
Ich habe Vertriebene gesehen, die das Wenige, 
das sie hatten, geteilt haben. Ich habe Kinder 
gesehen, die neben Ruinen gelacht haben. Das 
bedeutet nicht, dass Leiden schön ist. Leiden 
ist Leiden. Lasst uns das, was zerstört, nicht 
romantisieren. Aber die Weigerung des Men-
schen, nur ein Opfer zu sein – genau da be-
ginnt die Würde, ihr Gesicht zu zeigen. Und 
es ist kein hübsches, gestelltes Gesicht. Es 
ist das Gesicht von jemandem, dem gesagt 
wurde, er sei nichts, und der beschlossen hat, 
dem zu widersprechen.

Vielleicht bin ich deshalb misstrauisch, 
wenn von Würde nur in hochgestochenen 
Worten gesprochen wird. Würde ist keine 
Medaille, die die Mächtigen den Gehorsa-
men verleihen. Sie ist nichts, was der Staat 
während der Bürozeiten herstellt und ausgibt, 
wie einen Pass oder eine Steuerquittung. Sie 
existiert vor dem Pass, vor der Grenze, vor 
der Institution. Ein Kind hat Würde, bevor es 
die Nationalhymne lernt. Ein Flüchtling lässt 
seine Würde nicht an der Grenze zurück. Ein 
Gefangener verliert sie nicht am Gefäng-
nistor. Selbst ein Feind hört nicht auf, ein 
Mensch zu sein, nur weil wir ein passenderes 
Wort für ihn gefunden haben – «Terrorist», 
«Migrant», «Populist», was auch immer ge-
rade die Beleidigung der Saison ist.

Heute jedoch leben wir in einer Zivilisa-
tion, die alles sehen will. Wir fotografieren 
das Morgenessen, die Ferien, die Romantik, 
die Krankheit, die Grosszügigkeit und die 
Trauer. Selbst Wohltätigkeit erfordert manch-
mal drei Kamerawinkel und die passende Be-
leuchtung. Die Person, die Hilfe erhält, wird 
zum Beweis dafür, dass der Spender ein guter 
Mensch ist. Wir müssen uns dann fragen: 
Wessen Würde wird hier gewahrt – die der 
bedürftigen Person oder die der Person, die 
die Kamera hält? Und noch heikler: Würde 
die helfende Hand auch dann noch erschei-
nen, wenn die Kamera weg wäre?

Jede Zivilisation hinterlässt ein Denk-
mal, das offenbart, was ihr wichtig war. An-
tike Gesellschaften hinterliessen Pyramiden, 
Tempel, Strassen und Bibliotheken. Wir hin-
terlassen vielleicht riesige Serverfarmen mit 
vergessenen Passwörtern, wütenden Nach-
richten, privaten Fotos und dem Beweis, dass 
jemand um zwei Uhr morgens sehr schlecht 
getanzt hat. Unser Denkmal könnte ein Ar-
chiv von Momenten sein, von denen ihre Ur-
heber absolut überzeugt waren, dass sie ihre 
Handys niemals verlassen würden – und 
von denen die Empfänger ebenso überzeugt 
waren, dass sie es tun würden.

Fast jede Woche gerät eine weitere Per-
son in einen Skandal. Ein privates Video. Ein 
Screenshot. Eine Anschuldigung. Eine Ent-
schuldigung. Dann eine zweite Entschuldi-
gung, weil die erste als nicht reuevoll genug 
beurteilt wurde. Die Experten treten auf den 
Plan, darunter auch der Cousin, der noch nie 
ein Buch über Ethik aufgeschlagen hat, aber 
sehr ausgeprägte Meinungen vertritt, die aus-
schliesslich in Grossbuchstaben verfasst sind. 
Für mehrere Tage wird ein Mensch zum öf-
fentlichen Eigentum. Dann zieht die Menge 
weiter, auf der Suche nach frischem Fleisch.

Wir sollten aufhören, dies als Unfall zu be-
zeichnen. Es ist ein Markt. Sein Rohstoff ist 
Intimität, seine Währung ist Aufmerksam-
keit, und sein Gewinn entsteht oft aus De-
mütigung. Öffentlich sind wir entsetzt. Pri-
vat fragt jemand: «Kannst du mir das Video 
schicken?» Der moralische Zusammen-
bruch lässt sich bemerkenswert leicht über-
setzen. Die Nachbarin ist keine Person mehr; 
sie wird zu einer Episode. Er wird zu einem 
Trend. Sie werden zu Content. Und Content 
muss zirkulieren. Er hält nicht inne, um um 
Erlaubnis zu bitten oder zu fragen, ob das 
Subjekt seiner Verbreitung noch ein Leben 
hat, in das es zurückkehren kann.

Das Leben zwischen Afrika und Norwe-
gen hat mich gelehrt, dass Privatsphäre und 
Würde nicht immer unter einen Hut passen.

In Norwegen wird die Privatsphäre so sehr 
respektiert, dass sich Nachbarn vielleicht fünf-
zehn Jahre lang eine Wand teilen, ohne die 
Nachnamen des anderen zu erfahren. In einem 
Bus mit fünfzig freien Plätzen ist ein Norweger, 
der direkt neben dir sitzt, entweder ein Tou-

rist, ein Krimineller oder jemand, der von der 
Gemeinde geschickt wurde. In dieser Distanz 
liegt Weisheit. Manchmal bedeutet Würde, in 
Ruhe gelassen zu werden. Manchmal bedeutet 
Würde, nicht aufgefordert zu werden, sein Lei-
den vor Publikum zur Schau zu stellen.

In den afrikanischen Gemeinschaften, die 
mich geprägt haben, war die Privatsphäre an-
ders. Die Gemeinschaft kannte deine Eltern, 
deine Grosseltern und gelegentlich auch, was 
du getan hattest, bevor du es selbst wusstest. 
Du warst nie ganz allein, was tröstlich und 
manchmal auch anstrengend sein konnte. 
Doch Wissen schuf Verpflichtung. Derselbe 
Nachbar, der von deinen Sorgen wusste, 
brachte vielleicht Essen, Rat, einen Schlaf-
platz oder eine Tante mit, die sich selbst zur 
Ministerin für deine persönlichen Angelegen-
heiten ernannt hatte. Es gab kein Entkom-
men, aber es gab auch keine Verlassenheit.

Wir sollten das nicht romantisieren. Ge-
meinschaften können tratschen, ausgrenzen 
und bestrafen. Tradition kann schützen, aber 
sie kann auch einengen. Doch die ältere Vor-
stellung von Zugehörigkeit barg eine wichtige 
Lektion: Einen anderen Menschen zu ken-
nen bedeutete, Verantwortung für ihn zu über-
nehmen. Das digitale Dorf behält die Über-
wachung bei und hebt die Pflicht auf. Jeder 
sieht zu; nur wenige helfen. Jeder kommen-
tiert; nur wenige schützen. Es wird ein Herz-
Emoji angeboten, und direkt darunter fragt je-
mand nach dem unzensierten Link. Wir haben 
eine Form der Nähe erfunden, die nichts von 
uns verlangt ausser unserem Daumen.

Deshalb ist Würde mehr als Sichtbar-
keit. Menschen müssen gesehen, aber nicht 
blossgestellt werden; anerkannt, aber nicht 
konsumiert. Wir brauchen Zeugen unseres 
Lebens, aber wir brauchen nicht an jeder 
Wunde Zuschauer. Eine Wunde ist kein 
Spektakel. Sie ist kein Livestream. Sie ist 
eine Wunde.

In meiner Arbeit als Schriftsteller bin ich 
oft auf die Erinnerung zurückgekommen. Der 
Kongo lehrt Erinnerung, ob man um diese 
Lektion bittet oder nicht. Das Land erinnert 
sich an die koloniale Eroberung. Familien er-
innern sich an die Vertreibung. Körper erin-
nern sich an Angst. Gemeinschaften erinnern 
sich an Versprechen von Führern, ausländi-
schen Mächten und Unternehmen – Verspre-
chen, die oft in Anzügen ankamen und mit 
Mineralien wieder abreisten.

Eines dieser Mineralien hilft unseren Han-
dys, sich an alles zu erinnern. Im Osten des 
Kongo hat der weltweite Hunger nach Tech-
nologie einen hohen menschlichen Preis ge-
fordert. Das moderne Telefon mag zwar als 
«smart» bezeichnet werden, doch es weiss 
kaum etwas über die Hände, die seine Intel-
ligenz erst möglich gemacht haben. Es kann 
mein Gesicht in einer halben Sekunde er-
kennen, doch es kann das Gesicht des Kin-
des nicht erkennen, dessen Welt durch den 
Kampf um die darin enthaltenen Mineralien 
zerstört wurde. Es kann mein ganzes Leben 
speichern, doch es hat keine Erinnerung an 
die Leben, die es verschlungen hat.

Dieser Widerspruch geht mir persönlich 
nahe. Dasselbe Gerät, das mich mit meiner 
Familie über Kontinente hinweg verbindet, 
könnte ein Stück einer verwundeten Heimat 
in sich bergen. Derselbe Bildschirm, über den 
wir über Menschenrechte sprechen, könnte 
aus einer Förderkette stammen, in der man-
che Menschen als unsichtbar behandelt wur-
den. Wir sind vernetzter denn je, doch Ver-
netzung garantiert noch keine Beziehung. 
Wir haben mehr Freunde denn je und weni-
ger Menschen, denen wir unsere Schlüssel 
anvertrauen würden.

Für mich beginnt Poesie inmitten dieses 
Widerspruchs. Ein Gedicht kann kein zerstör-
tes Dorf wiederaufbauen. Es kann kein hung-
riges Kind ernähren oder ein Friedensabkom-
men unterzeichnen. Aber es kann jemandem, 
der auf eine Zahl reduziert wurde, seinen 
Namen zurückgeben. Es kann eine Stimme 
wiederherstellen, wo die Politik Schwei-
gen erzeugt hat. Es kann uns daran erinnern, 
dass hinter jeder Statistik ein Mensch stand – 
mit einem Lieblingslied, einer nervigen An-
gewohnheit, einem unvollendeten Plan und 
jemandem, der darauf wartete, dass er nach 

Hause kam. Es kann sagen: Du bist kein Da-
tenpunkt. Du bist kein Problem, das gelöst 
werden muss. Du bist ein Leben.

Das ist auch der Grund, warum Humor wich-
tig ist. Humor ist keine Respektlosigkeit gegen-
über dem Leiden. Manchmal ist er das Mittel, 
das verhindert, dass das Leiden zum einzigen 
Herrscher im Haus wird. Menschen, die einen 
Krieg durchlebt haben, erzählen immer noch 
Witze. Flüchtlinge necken sich immer noch ge-
genseitig. Die Armen lachen immer noch über 
die Reichen, auch weil es erschwinglich und 
bislang nicht steuerpflichtig ist. Lachen leugnet 
die Wunde nicht. Es sagt der Wunde: Du wirst 
nicht jeden Raum in mir einnehmen. Du wirst 
nicht das letzte Wort haben.

In Würde zu leben bedeutet, mehr zu sein 
als das, was uns widerfahren ist. Mehr als 
das, was uns angetan wurde. Mehr als das, 
was wir verloren haben. Mehr als das, was 
wir nicht geworden sind.

Doch Würde kann nicht nur als privates 
Gefühl überleben. Sie braucht ein soziales 
Zuhause. Sie braucht Strukturen, nicht nur 
Gefühle.

In vielen afrikanischen Sprachen und Tra-
ditionen wird Menschlichkeit als etwas ver-

*	 Raïs Neza Boneza (geboren 1979 in Zaire – heute 
Demokratische Republik Kongo) ist ein in Nor-
wegen lebender Schriftsteller, Dichter und Frie-
densforscher. Sein Leben spiegelt die Bruchli-
nien wider, über die er schreibt: vom östlichen und 
westlichen Kongo bis zu den Grossen Afrikani-
schen Seen, über Grenzen hinweg, an denen die 
Geschichte selten stillsteht. 
Mehrsprachig und transnational arbeitet er mit 
afrikanischen und europäischen Sprachen und 
überträgt mündlich überlieferte Erinnerungen in 
schriftliche Form. Er hat mit Johan Galtung, einem 
der Begründer der modernen Friedensforschung, 
zusammengearbeitet und ist weiterhin an der 
Schnittstelle von Wissenschaft, Aktivismus und 
künstlerischem Ausdruck tätig. 
Neben seiner Tätigkeit als Berater und Dozent für 
internationale Nichtregierungsorganisationen und 
Institutionen ist er Mitbegründer des Transcend 
Global Network, einer globalen Plattform, die sich 
für Frieden, Entwicklung und Umweltgerechtigkeit 
einsetzt. Seine Arbeit bewegt sich zwischen Poesie 
und politischer Analyse, Exil und Rückkehr, Erin-
nerung und Widerstand. Zu seinen ausgewählten 
Veröffentlichungen gehören: Peace by African’s 
Peaceful Means (2005), Nomad: Sounds of Exile 
(2006), Nomad: A Refugee Poet (2019), White El-
dorado, Black Fever (2019), Black Emeralds (2020) 
und Formless (2024).

Raïs Neza Boneza (Bild syst)

Fortsetzung auf Seite 4

ISBN 978-1-411609907

ISBN 978-1-77933-151-9

ISBN 978-82-998541-3-9



Zeit-FragenSeite 4       Nr. 20/21, 29. September 2026Dokumentation «Mut zur Ethik» 2026

standen, das zwischen Menschen entsteht. 
Ein Mensch wird durch die Art und Weise, 
wie er oder sie andere behandelt, zum voll-
wertigen Menschen. In einer Tradition spre-
chen wir von «Ubuntu»: Ich bin, weil wir 
sind. In einer anderen fragt «Ubumuntu», ob 
sich unsere Menschlichkeit in unserem Ver-
halten zeigt. In Burundi steht «Ubushingan-
tahe» für moralische Noblesse, Anstand und 
die Weigerung, einen anderen Menschen her-
abzuwürdigen. In Kenia heisst es bei «Ha-
rambee»: Lasst uns an einem Strang ziehen. 
Im Senegal lehrt «Teranga», dass die Ankunft 
eines Fremden der Gemeinschaft einen Mehr-
wert bringen kann, anstatt Angst zu schüren.

Diese Worte sind keine Zierde aus einer 
moralisch perfekten Vergangenheit. Keine 
Kultur ist unschuldig. Afrika hat seine ei-
gene Geschichte von Hierarchien, Gewalt, 
Patriarchat und Ausgrenzung. Europa hat 
kein Monopol auf Fehlverhalten, auch wenn 
es sich gelegentlich so verhält, als hätte es 
die grösseren Geräte patentieren lassen. Der 
Wert dieser Traditionen liegt nicht darin, sie 
zu romantisieren, sondern darin, ihre zen-
trale Frage wiederzuentdecken: Zu welcher 
Art von Mensch wirst du durch deinen Um-
gang mit anderen? Diese Frage gehört in den 
Mittelpunkt der Politik. Nicht an den Rand. 
Nicht in den Abschnitt «Werte» einer Wahl-
kampfbroschüre. In den Mittelpunkt.

Wir leben in einer Zeit, in der Nationen er-
neut aufgefordert werden, sich für ein Lager 
zu entscheiden. Die Welt ist in Gerechte und 

Böse unterteilt, auch wenn sich die Mitglie-
derlisten ändern, je nachdem, wer die Karte 
druckt. Grossmächte sprechen von universel-
len Prinzipien, wenden diese aber manchmal 
mit der Flexibilität einer Gepäckfreigrenze 
am Flughafen an: streng für andere, verhan-
delbar für sich selbst. Die Menschenwürde, so 
scheint es, ist universell – bis sie unbequem 
wird. Dann wird sie «komplex». Dann wird 
sie «eine Frage von strategischem Interesse».

Von Ländern in Afrika und anderswo wird 
oft erwartet, dass sie ihre moralische Reife 
unter Beweis stellen, indem sie die Position 
eines anderen wiederholen. Wenn sie sich wei-
gern, beschuldigt man sie der Verwirrung, der 
Illoyalität oder auf der falschen Seite der Ge-
schichte zu stehen. Doch die Geschichte hat 
viele Seiten, und der Globale Süden wurde all-
zuoft unter all diese Seiten gedrängt.

Neutralität ist, so wie ich sie verstehe, 
keine Gleichgültigkeit. Sie bedeutet nicht, 
bequem dazusitzen, während andere bren-
nen. Sie ist die Weigerung, das eigene Ge-
wissen an einen Block zu vermieten. Sie ist 
die Fähigkeit, Ungerechtigkeit zu verurteilen, 
ohne die Pflicht zum Zuhören aufzugeben. Es 
bedeutet, die Tür offenzuhalten, wenn alle 
anderen Mauern errichten. Es ist besonders 
wertvoll, wenn der Frieden jemanden erfor-
dert, der noch mit beiden Seiten sprechen 
kann, nachdem beide Seiten aufgehört haben, 
miteinander zu sprechen – und wenn beide 
Seiten davon überzeugt sind, dass die andere 
Seite völlig im Unrecht ist und dass die ein-
zig richtige Antwort ihre eigene ist.

Das ist eine Lektion, die ich in der Schweiz 
als wertvoll empfinde. Keine Perfektion – 

keine Nation sollte zu einer Postkarte ver-
klärt werden. Ich weiss, dass dieses Land 
seine eigenen Mitschuldigkeiten hat, sein ei-
genes Schweigen, seine eigenen Bankkonten, 
bei denen weniger Fragen gestellt wurden, 
als es hätte sein sollen. Aber hier herrscht die 
praktische Einsicht, dass Einheit keine Uni-
formität erfordert. Verschiedene Sprachen, 
Religionen, Regionen und politische Kultu-
ren können sich ein Land teilen, ohne dass 
ein Zentrum alle anderen verschlingt. Lokale 
Gemeinschaften können bedeutende Autori-
tät behalten und gleichzeitig an einem grös-
seren gemeinsamen Leben teilhaben.

Eine solche Regelung ist keine Zauber-
formel, die man einfach exportieren kann. 
Geschichte lässt sich nicht kopieren und 
einfügen. Doch das Prinzip lässt sich gut 
übertragen: Menschen müssen nicht in der 
Gleichförmigkeit untergehen, um zusam-
menzuleben. Ein Staat kann Raum für unter-
schiedliche Erinnerungen schaffen. Ein Land 
kann zu mehr als einer Geschichte gehören. 
Lokale Autonomie kann die Angst mindern, 
dass das Überleben davon abhängt, das ge-
samte Zentrum zu erobern.

Das spricht jemanden aus dem Kongo und 
aus Afrika insgesamt zutiefst an. Unsere Gren-
zen wurden von fernen Händen gezogen. Un-
sere Gemeinschaften, Sprachen und Geschich-
ten passten nicht immer in die administrativen 
Schubladen, die sie geerbt haben. Allzuoft hat 
Zentralmacht bedeutet, dass alle um die Kon-
trolle über einen einzigen Stuhl kämpfen müs-
sen, weil ein zu grosser Teil des Landes von 
diesem Stuhl aus regiert wird. Dann werden 
Wahlen zu Kämpfen ums Überleben, und der 

Sieger behandelt den Staat wie Familienbe-
sitz – mit einer sehr grossen Familie und einer 
überraschend engen Definition des Öffentli-
chen.

Ein Leben in Würde erfordert politische 
Formen, die Herrschaft erschweren und Teil-
habe zur Selbstverständlichkeit machen. 
Lokale Autorität darf nicht zu einer kleine-
ren Tyrannei werden; auch Minderheiten in-
nerhalb von Minderheiten brauchen Schutz. 
Doch die Macht sollte nah genug sein, um 
die von ihr betroffenen Menschen zu hören. 
Frieden ist nicht einfach das Schweigen der 
Waffen. Er ist das Vorhandensein von Ge-
rechtigkeit, Zugehörigkeit, Erinnerung und 
einer Zukunft, die die Menschen mitgestal-
ten können.

Letztendlich ist Würde nichts, was wir 
finden. Sie ist etwas, das wir aufbauen – ge-
meinsam, unvollkommen, mit all unseren 
Widersprüchen, in einer Welt, die oft ent-
schlossen zu sein scheint zu beweisen, dass 
es nicht möglich ist. Und doch tun wir es. 
Jeden Tag. In kleinen Gesten. In der gemein-
sam eingenommenen Mahlzeit. In der offen 
gelassenen Tür. In der Weigerung, zu der Ge-
schichte zu werden, die andere für uns ge-
schrieben haben. 

Letztendlich ist das Recht, gesehen und 
ungesehen zu sein, keine juristische Formel. 
Es ist etwas, das wir aufbauen – gemeinsam, 
unvollkommen. Es ist das Recht zu sagen: 
Ich bin keine Episode. Ich bin ein Leben.

Das ist die Würde, über die ich hier spre-
chen wollte.  

Danke. Asante!	 •
(Übersetzung Zeit-Fragen)

Brauchen wir neue Gesetze  
zum Thema Krieg und Nachkriegszeit?

von Angelo Fiore Tartaglia*

Mein juristischer Kampf zugunsten der ita-
lienischen Soldaten, die nach ihrer Rück-
kehr von internationalen Friedensmissionen 
auf dem Balkan und später auch im Irak, 
in Afghanistan und in Libanon an den un-
terschiedlichsten Krebsarten erkrankt sind, 
entspringt gerade der Notwendigkeit, den er-
krankten Menschen Würde zu verleihen, die 
auf Grund ihrer Krankheiten systematisch 
aus den italienischen Streitkräften ausge-
schlossen wurden. Im Grunde wurde diesen 
Menschen die Würde als Soldaten genom-
men, indem sie fast wie Ausschuss behandelt 
wurden, den es zu beseitigen galt, oder wie 
Menschen, die versuchten, ihre Krankheit 
auszunutzen, um finanzielle Ansprüche ge-
genüber dem Staat geltend zu machen. 

Vor 26 Jahren waren die Ursachen der 
Krebserkrankungen noch unbekannt; Solda-
ten galten nicht als Arbeitnehmer und hatten 
daher keinen Anspruch auf den für Arbeitneh-
mer geltenden Schutz und die entsprechenden 

Rechte; sie bildeten eine Sonderkategorie, 
fast eine isolierte Monade, für die es äusserst 
schwierig war, auch nur ein Mindestmass an 
Schutz zu gewährleisten. Der italienische Staat 
und die internationale Gemeinschaft bestritten 
entschieden, dass das von den Nato-Streitkräf-
ten in den genannten Kriegen eingesetzte ab-
gereicherte Uran beim Menschen Krankheiten 
hervorrufen könnte. Zudem ging man damals 
davon aus, dass die Entscheidung darüber, wie 
Soldaten bei internationalen Einsätzen einge-
setzt, welche Ausrüstung ihnen zur Verfügung 
gestellt und welche Schutzmassnahmen für sie 
getroffen werden sollten, eine politische Ent-
scheidung sei, die von keinem Richter ange-
fochten werden könne. Es gab zudem keine 
Urteile, die Krebserkrankungen mit bestimm-
ten Risikofaktoren in Verbindung brachten, 
und erst recht gab es keinen Beweis dafür, 
dass das in Geschossen nicht verbrauchte ab-
gereicherte Uran die Umwelt irreversibel ver-
schmutzen und bei Menschen Krebserkran-
kungen auslösen könnte.

Die Anerkennung der Würde, die den Sol-
daten, die in diesen Umgebungen gedient 
hatten und noch dienten, durch den Krieg und 
die kriegführenden Staaten entzogen worden 
war, stellte daher ein fast unerreichbares Ziel 
dar, da die zu überwindenden Hindernisse 
zu zahlreich und zu hoch waren; gleichzeitig 
bedeutete es für mich, einen jungen Rechts-
begeisterten, einen Kampf um Wahrheit und 
Gerechtigkeit.

Die Soldaten hatten Angst, ihre Krank-
heiten zu melden, aus Furcht, ihren Arbeits-
platz zu verlieren; daher war es schwierig, 
auf dieses Problem aufmerksam zu ma-
chen, das inzwischen zu einem echten sozi-
alen Problem geworden war, da eine enorme 
Zahl von Soldaten nach ihrer Rückkehr von 
diesen Einsätzen erkrankte und ihre Fami-
lien und Kinder auf Grund der schwerwie-
genden Erkrankungen sich selbst überlas-
sen blieben. Es war auch schwierig, mit den 
Medien zu sprechen, da fast niemand an die 
Echtheit dieses Problems glaubte und ohne-
hin jeder Angst hatte, sich gegen den Staat 
und die Nato zu stellen.

Mit viel Geduld und Entschlossenheit ge-
lang es mir irgendwie, über unabhängige 
Journalisten das Problem in der Öffentlich-
keit anzusprechen. In Italien wurde infolge 
dieser Anzeigen und der ersten Klagen, die 
ich angestrengt hatte, eine parlamentarische 
Untersuchungskommission eingerichtet, um 
die Fälle dieser Krebserkrankungen, von 

denen sehr viele Soldaten betroffen waren, 
sowie das Vorliegen eines möglichen Kau-
salzusammenhangs zwischen abgereichertem 
Uran und den Krebserkrankungen zu unter-
suchen.

Die erste parlamentarische Kommission 
endete ohne Ergebnis.

Das Problem wurde somit aus dem Blick-
feld der Öffentlichkeit verdrängt, da weder 
der parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss noch die vom Staat beauftragten 
Studienkommissionen die Ursache dieser 
Krebserkrankungen ausmachen konnten. Ei-
nige hatten sogar – auf der Grundlage von 
Daten, die sich später als falsch herausstell-
ten – behauptet, dass Soldaten, die in Italien 
geblieben waren, häufiger erkrankten als die-
jenigen, die auf den Balkan entsandt worden 
waren.

Die zweite parlamentarische Kommission 
kam zu demselben Ergebnis, ebenso wie die 
dritte.

In der Zwischenzeit hatte ich die Klagen 
eingereicht, in denen mir schliesslich Recht 
gegeben wurde; es war mir gelungen, alle 
Einwände und Hindernisse zu entkräften und 
zu überwinden.

Meine These und die von mir zusammen-
getragenen Beweise hielten den Prüfungen 
der nachfolgenden Instanzen und der ver-
schiedenen Gerichte, die ich angerufen hatte, 
stand. Die Hindernisse waren enorm, aber 
unglaublicherweise gelang mir – mir, der fest 
an die Gerechtigkeit und an die Notwendig-
keit glaubte, meinen Mandanten ihre verlo-
rene Würde zurückzugeben – mein Vorhaben.

Es gab so viele positive Urteile, dass der 
vierte parlamentarische Untersuchungs-
ausschuss in seinem Abschlussbericht er-
wähnte, dass die zahlreichen Urteile der 
Justiz inzwischen das Vorliegen eines Kau-
salzusammenhangs (d. h. des Ursache-Wir-
kungs-Zusammenhangs) zwischen den Tu-
morerkrankungen und dem abgereicherten 
Uran festgestellt hätten.

Ich wurde von meinem serbischen Kol-
legen Srdjan Aleksić kontaktiert, der im In-
ternet von meinen Urteilen gelesen hatte. 
Er erzählte mir, dass das Problem des ab-
gereicherten Urans in Serbien sowohl unter 
Kriegsveteranen als auch unter Zivilisten zu 
einer enormen Plage geworden war. Ich be-
schloss, eine Zusammenarbeit mit ihm auf-
zunehmen, da das Problem der Entziehung 
der Menschenwürde in meinen Augen noch 
dringlicher geworden war.

Wir haben Tag und Nacht für die Schwäch-
sten gekämpft – Menschen, die bis zu fünf 
oder sechs Krebserkrankungen gleichzeitig 
erlitten hatten und sich aus finanziellen Grün-
den nicht einmal eine Behandlung leisten 
konnten. Die kalte Gleichgültigkeit überlässt, 
den Menschen in seiner Kranheit sich selbst.

Wir haben gekämpft, recherchiert und 
sogar während der Corona-Pandemie weiter-
gearbeitet, indem wir uns in Serbien trafen, 
um diesen Menschen ihre Würde zurückzu-
geben.

Wir haben die ersten drei Prozesse in Ser-
bien gewonnen. In Italien habe ich fast 600 
positive Urteile erzielt.

Nun werden wir in Serbien den Prozess 
gegen die Nato einleiten.

Das ist unser Kampf für die Würde, und in 
diesem Kampf ist es notwendig, ein Team zu 
bilden und uns mit all jenen Menschen zu-
sammenzuschliessen, die glauben, dass Will-
kür, Ungerechtigkeit, das Recht auf Leben 
und auf eine gesunde Umwelt heilige Werte 
sind und dass die mit Füssen getretene Würde 
denen zurückgegeben werden muss, die sie 
verloren haben.

Bis heute gibt es kein echtes Kriegs- und 
Nachkriegsrecht. Krieg verursacht nicht nur 
während bewaffneter Auseinandersetzungen 
Schäden, sondern führt durch den Einsatz 
von Waffen mit abgereichertem Uran zu einer 
regelrechten Umweltkatastrophe, die sich un-
endlich lange auf den Menschen und künftige 
Generationen auswirkt.

Das Problem der Menschenwürde ist zu 
einem wesentlichen und weltweit verbreite-
ten Problem geworden. Die internationalen 
Beziehungen basieren auf Abkommen ohne 
echte Sanktionen, und es gilt das Recht des 
Stärkeren; es herrscht das Recht auf Über-
macht des Stärkeren.

Es ist heute mehr denn je notwendig, 
den rechtlichen Schutz weiter voranzutrei-
ben und ein Sanktionssystem zu schaffen, 
das auf der gerichtlichen Verurteilung die-
ser Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
basiert. Gemeinsam können wir siegen. Al-
lein habe ich 600 Mal gewonnen, gemein-
sam können wir all jenen ihre Würde zu-
rückgeben, denen sie genommen wurde. 
Dazu braucht es Zeit, Engagement und Lei-
denschaft. Wir sind bereit und werden wei-
termachen – wer uns unterstützen möchte, 
ist herzlich willkommen.	 •
(Übersetzung Zeit-Fragen)

Angelo Fiore Tartaglia (Bild syst)

*	 Rechtsanwalt Angelo Fiore Tartaglia ist ein füh-
render Experte auf dem Gebiet des Militärrechts 
mit über 30 Jahren Berufserfahrung. Als einer der 
Pioniere dieser Spezialisierung in Italien hat er sich 
der Verteidigung der Rechte von Militärangehö-
rigen verschrieben und vertritt diejenigen, die im 
Dienst Schaden erlitten haben. 
Im Laufe seiner langen Karriere hat er neben sei-
ner Lehrtätigkeit an Schulen und Hochschulen über 
2000 Gerichtsverfahren gewonnen. Zu seinen Er-
folgen zählt die Anerkennung von Leistungen für 
Soldaten mit berufsbedingten Erkrankungen, bei-
spielsweise solchen, die durch die Exposition ge-
genüber abgereichertem Uran verursacht wurden. 
Seine Autorität in diesem Sektor wird nicht nur in 
Italien, sondern auch international anerkannt; er 
war der erste europäische Anwalt, der in die serbi-
sche Anwaltskammer aufgenommen wurde.

«Das Recht, gesehen …» 
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«Kein Opfer darf vergessen werden»
von Srđan Aleksić*

Meine Damen und Herren,
heute möchte ich nicht in erster Linie über ge-
setzliche Bestimmungen, medizinische Fach-
begriffe oder Gerichtsverfahren sprechen.

Ich möchte über den Menschen sprechen.
Über den Soldaten, der dorthin ging, 

wohin sein Staat ihn befohlen hatte.
Über den Zivilisten, der an dem Ort blieb, 

an dem er geboren wurde, obwohl um ihn 
herum Krieg herrschte.

Über Menschen, denen möglicherweise 
niemals gesagt wurde, dass der Boden unter 
ihren Füssen, die Luft, die sie einatmeten, 
oder der Staub auf ihren Uniformen eine Ge-
fahr für ihre Gesundheit darstellen könnten.

Viele Jahre später erkrankten einige von 
ihnen schwer. In diesem Augenblick begann 

ihr zweiter Kampf. Der erste war der Kampf 
um das Leben.

Der zweite war der Kampf zu beweisen, 
dass sie nicht vergessen wurden.

Deshalb möchte ich heute eine einfache 
Frage stellen:

Sollte ein schwerkranker Mensch die letz-
ten Jahre seines Lebens damit verbringen 
müssen, gegen Institutionen zu kämpfen? Ich 
glaube, das sollte er nicht.

Munition mit abgereichertem Uran wurde 
im Kosovo und in Metochien, in Serbien 
sowie in Bosnien und Herzegowina einge-
setzt. Nach den Konflikten untersuchten in-
ternationale Organisationen die betroffenen 
Gebiete und empfahlen Überwachungsmass
nahmen, Dekontamination, die Sicherung 
von Daten und die Anwendung von Vor-
sichtsmassnahmen.

Wir haben niemals behauptet, dass jede 
bösartige Erkrankung durch abgereichertes 
Uran verursacht wurde. Wir behaupten je-
doch, dass die Pflicht bestand, die Menschen 
zu warnen, die Daten über die Orte zu be-
wahren, an denen Soldaten ihren Dienst lei-
steten und Zivilisten lebten, ihren Gesund-
heitszustand langfristig zu überwachen und 
diejenigen nicht im Stich zu lassen, die mög-
licherweise einem erheblichen Risiko ausge-
setzt waren.

Seit mehreren Jahren vertrete ich gemein-
sam mit meinem Anwaltsteam und meinem 
italienischen Kollegen, Rechtsanwalt Angelo 
Fiore Tartaglia, schwer erkrankte Soldaten 
und Zivilisten vor den Gerichten in Serbien.

Hinter jedem unserer Fälle steht ein wirk-
licher Mensch.

Es gibt einen Namen. Eine Militäreinheit. 
Einen Einsatzort. Eine Diagnose. Ein Kran-
kenhausbett. Eine Familie, die vor dem Kran-
kenzimmer wartet.

Unsere Arbeit beginnt lange vor dem Be-
treten des Gerichtssaals. Wir ermitteln, wo 
ein Mensch seinen Dienst geleistet oder ge-
lebt hat, und sammeln militärische Unter-
lagen, medizinische Dokumentationen, in-
ternationale Berichte und Gutachten. Wir 
veranlassen in Italien Analysen biologischen 

Materials und arbeiten mit Ärzten, Wissen-
schaftlern und Militärexperten zusammen.

Bis heute wurden in Italien rund 120 Ana-
lysen biologischen Materials unserer Bürger 
durchgeführt. Bei schwer erkrankten Men-
schen aus verschiedenen Teilen Serbiens 
wiesen die Ergebnisse auf das Vorhanden-
sein von Uran und anderen Schwermetallen 
hin.

Wir gehen mit diesen Ergebnissen vor-
sichtig und verantwortungsvoll um. Für sich 
genommen stellen sie keinen endgültigen 
Beweis für die Ursache jeder einzelnen Er-
krankung dar. Sie sind jedoch viel zu ernst, 
um ignoriert zu werden.

Wissenschaftliche Ungewissheit darf keine 
Rechtfertigung dafür sein, nichts zu unter-
nehmen.

Wir verlangen von den Gerichten nicht, 
Medizin und Wissenschaft zu ersetzen. Wir 
verlangen, dass sie auf Medizin und Wissen-
schaft hören und jeden Fall einzeln prüfen.

Wir stellen die Frage: Was hat der Staat 
zum Schutz der Menschen unternommen, 
als er wusste oder hätte wissen müssen, dass 
möglicherweise eine Gefahr für ihre Gesund-
heit bestand?

Wurden Soldaten und Zivilisten gewarnt? 
Wurde eine gesundheitliche Überwachung 
organisiert? Wurden Verzeichnisse potentiell 
betroffener Menschen geführt? Oder erfuhren 
sie erst von den Folgen, als sie bereits schwer 
erkrankt waren?

Das sind keine politischen Fragen. Das 
sind Fragen menschlicher Verantwortung.

In den von uns geführten Verfahren for-
dern wir Entschädigung. Geld ist jedoch nicht 
unser einziges Ziel. Geld kann weder die Ge-
sundheit zurückgeben noch die im Kranken-
haus verbrachten Jahre ersetzen.

Unser Ziel ist auch die Einrichtung eines 
dauerhaften Systems zur gesundheitlichen 
Überwachung, für regelmässige Untersu-
chungen, zur Früherkennung von Krankhei-
ten und zur Unterstützung der Familien. Eine 
Klage kann einem Menschen helfen. Ein ver-
antwortungsvolles System kann Tausende 
schützen.

Die Erfahrung von Rechtsanwalt Tarta-
glia bei der Vertretung italienischer Solda-
ten war für unsere Arbeit von unschätzbarem 
Wert. Unsere Zusammenarbeit zeigt, dass 
der Kampf für die Rechte kranker Menschen 
keine Grenzen kennt.

Italienische Soldaten, serbische Solda-
ten und Zivilisten können unterschiedliche 
Pässe besitzen. Ihre Familien warten jedoch 
an denselben Krankenhausbetten, empfinden 
dieselbe Angst und haben dasselbe Recht auf 
Behandlung, Gerechtigkeit und Würde.

Krankheit kennt keinen Pass. Auch die 
Menschenwürde kennt keinen Pass.

Deshalb darf dieser Kampf nicht auf die 
Gerichtssäle beschränkt bleiben. Ärzte, Wis-
senschaftler, Rechtsanwälte, Staaten und 
Nichtregierungsorganisationen müssen zu-
sammenarbeiten.

Doch was bedeutet es, in Würde zu leben?
Es bedeutet das Recht auf rechtzeitige Be-

handlung, Medikamente, regelmässige Un-
tersuchungen und Informationen über mög-
liche Gefahren. Es bedeutet das Recht der 
Familie auf psychologische, soziale und ma-
terielle Unterstützung. Es bedeutet das Recht 
eines kranken Menschen, sich nicht als Bela-
stung zu fühlen und Gerechtigkeit zu erfah-
ren, solange er noch lebt.

Gerechtigkeit, die zu spät kommt, ist keine 
vollständige Gerechtigkeit.

Die Menschen, die wir vertreten, verlan-
gen kein Mitleid. Sie verlangen Antworten. 
Sie verlangen Behandlung. Sie verlangen 
Gerechtigkeit. Sie möchten wissen, dass sie 
nicht vergessen worden sind.

Deshalb darf kein kranker Mensch auf das 
Aktenzeichen eines Gerichtsverfahrens redu-
ziert werden.

Keine Familie darf allein gelassen werden.
Wissenschaftliche Ungewissheit darf nie-

mals zur Rechtfertigung institutioneller 
Gleichgültigkeit werden.

Die Gerechtigkeit muss die Menschen er-
reichen, solange sie noch leben.

Und kein Opfer darf vergessen werden.
Vielen Dank.	 •

(Übersetzung Zeit-Fragen)

Srđan Aleksić (Bild kpe)

*	 Dr. iur. Srđan Aleksić ist Rechtsanwalt im serbischen 
Niš und in Belgrad. Seit Jahren vertritt er zahlreiche 
Familien, die seit dem Jugoslawien-Krieg 1999 An-
gehörige durch zumeist schwere multiple Krebser-
krankungen verloren haben. Aleksić ist Autor von 
fünf Büchern sowie mehrerer wissenschaftlicher Ar-
tikel. Er spricht Russisch, Griechisch und Albanisch 
als Fremdsprachen. Dr. Srđan Aleksić ist mit seiner 
Arbeit und den Forschungsergebnissen inzwischen 
weit über die Landesgrenzen bekannt. So wurde er 
in diesem Jahr eingeladen zum Serbischen Filmfe-
stival in Chicago, wo er den Dokumentarfilm «Toxic 
Nato» des deutschen Filmemachers Moritz Enders 
vorstellen konnte; an die Northwestern University of 
Law in Chicago; an die Diplomatische Akademie in 
Moskau; zum Internationalen Filmfestival in Berlin; 
im November 2025 ins deutsche Parlament in Berlin; 
an die medizinische und an die juristische Fakultät 
in Brüssel.
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Illusionäre Welt versus reale Welt
Was trägt dieses gegensätzliche Begriffspaar zur Debatte um das diesjährige Kongressthema bei?

von Prof. Dr.  Stanislas Bucyalimwe Mararo*

Sehr geehrte Teilnehmer, guten Morgen!
Ich hatte geplant, persönlich unter Ihnen zu 
sein, doch meine Gesundheit hat mir erneut 
einen Streich gespielt. Dennoch finde ich 
zum Glück noch Kraft und Geist, einige Ge-
danken zu Ihren Erwägungen zum Thema 
beizutragen. Ich möchte sie kurz und prä-
gnant halten, ohne dabei die Komplexität des 
Themas aus den Augen zu verlieren.

Ich verdanke das gegensätzliche Begriffs-
paar «Welt der Illusion» versus «Welt der 
Realität» dem russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin. Er stellt sie einander gegen-
über, um die Nato-Führungsgestalten an 
ihren Platz zu verweisen, die – geblendet 
von ihrer vermeintlichen Macht – glaubten, 
Russland «vernichten» zu können. Heute 
hat sie die Realität eingeholt. Angst hat ihre 
Reihen ergriffen, während sie sich verzwei-
felt nach 180 Milliarden Euro umsehen, um 
damit die Wirksamkeit ihrer Streitkräfte zu 
stärken. Darüber hinaus musste die Präsiden-
tin der Europäischen Kommission, Frau Ur-
sula von der Leyen, kürzlich einräumen, dass 
die Zeit der Illusionen vorbei ist: Das heisst, 

sie steht nun mit den Füssen auf dem Boden. 
Ich glaube nicht, dass sie damit die einzige 
unter den europäischen Führungskräften ist, 
die nun auf die Vernunft hören.

Bevor ich diesen zentralen Punkt näher 
erläutere, möchte ich ein paar Worte zur 
Menschlichkeit und zur Würde sagen. Dabei 
werde ich auf die Realität des Nato-Russ-
land-Krieges in der Ukraine und des US- 
Israel-Krieges gegen den Iran eingehen. In 
diesem Zusammenhang habe ich für den 
zweiten Punkt den Titel «Macht, Kraft und 
Würdelosigkeit» gewählt. Drittens werde 
ich dem ein Modell der Menschenwürde ge-
genüberstellen, das von der (traditionellen) 
lokalen Führung in der Region Kivu inspi-
riert ist.

Diesen Überlegungen zum Thema möchte 
ich einige persönliche Worte anschliessen. 
Sie haben nicht direkt mit dem Thema die-
ses Kongresses zu tun. Sie beinhalten den 
Dank an das Führungsgremium von «Mut 
zur Ethik», denn ich empfinde, dass mich 
meine mir verbleibende Zeit dazu drängt. 
Man sagt zu Recht, dass es von Weisheit 
zeugt, wenn man die Fackel rechtzeitig an 
die Nachfolgenden weitergibt. Ich werde 
daher die heutige Gelegenheit nutzen, um 
Sie auf das Team hinzuweisen, das bereit 
ist, sie weiter zu tragen. Mit ihm ermöglicht 
sich die wichtige Zusammenarbeit aller, die 
daran mitwirken wollen, dass das Interesse 
am Schicksal der Demokratischen Repu-
blik Kongo im allgemeinen und insbeson-
dere an dem, was seit Jahrzehnten in seinem 
Osten vor sich geht, mit meinem Ausschei-
den nicht endet.

Der Mensch und seine Würde
Die Würde ist eng mit dem Menschsein ver-
bunden. Sie ist ein Zustand des Seins, der 
auf Achtung, Wahrnehmung und Wertschät-

zung beruht, zunächst sich selbst gegenüber. 
Er prägt damit die Art und Weise, wie ich 
zum anderen spreche, mit ihm handle, wie 
ich ihm erscheine und wie ich mich zu ihm 
verhalte. Damit impliziert meine Menschen-
würde eine Reihe positiver Eigenschaften, 
die von einem gewissen Mass an Moral und 
Ehrlichkeit inspiriert sind: Demut, Selbst-
achtung und Achtung der anderen, Wahrhaf-
tigkeit und angemessenes Verhalten, auch 
angesichts grösster Schwierigkeiten – alles 
das stets im Hinblick auf den eigenen Sta-
tus, den ich in meiner Gemeinschaft (sozi-
aler Wert) einnehme. Meine Würde erfordert 
auch, dass der Einzelne angesichts zahlrei-
cher äusserer Einflüsse die Fassung bewahrt. 

Wenn sich ihm Hindernisse in den Weg stel-
len, muss er sie zu überwinden suchen und 
sie somit auch als Antrieb für sein eigenes 
Fortkommen nutzen. Dies verlangt, dass 
ich meine Fähigkeiten durch mein Handeln 
unter Beweis stelle. Ich und jeder sind also 
aufgerufen, integer und authentisch zu han-
deln. Mit anderen Worten heisst dies: Wenn 
der Mensch Anspruch auf Würde erhebt, 
muss er vor allem seine Werte und Prinzi-
pien hochhalten und sie niemals aus einem 
beliebigen Grund opfern. Zum Beispiel darf 
er weder andere verraten noch lügen, um fi-
nanzielle, politische oder andere Vorteile zu 
erlangen. Er muss sich selbst so annehmen, 
wie er ist, und seinen Wert und seine Fähig-
keiten erkennen. Menschenwürde verlangt 
vom Individuum, Schwierigkeiten mit Stand-
festigkeit zu begegnen, was sich konkret so 
umschreiben lässt: den Kopf hochhalten und 
trotz dem Gewicht der auftretenden Schwie-
rigkeiten ruhig weiter voranschreiten. Men-
schenwürde verlangt von jedem von uns, sich 
niemals selbst herabzusetzen. Das heisst: Der 
Mensch darf, weil dem Menschen Würde 
zukommt, Demütigung und Ungerechtig-
keit niemals hinnehmen oder dulden. Damit 
komme ich zum zweiten Punkt.

Macht, Kraft und Würdelosigkeit
Ich beziehe mich auf westliche Länder, um 
zu zeigen, dass deren Blindheit, Eigenliebe 
oder Selbstüberschätzung dazu führten, dass 
sie ihre Menschenwürde verlieren und in Er-
niedrigung verharren.

a) Der Krieg der Nato gegen Russland
Die Nato-Staaten, angeführt von den Ver-
einigten Staaten, versuchen seit den frühen 
1990er Jahren, Russland zu destabilisie-

ISBN 978-2-930765-57-0
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ren und zu zerstören, um dessen Ressour-
cen zu kontrollieren. (Zahlreiche Autoren1 
widersprechen den Behauptungen ameri-
kanischer und europäischer Politiker, sie 
seien in der Ukraine, um westliche Werte 
wie Demokratie und ukrainische Souveräni-
tät zu verteidigen. Diese Widersprüche und 
Lügen gereichen ihren Urhebern nicht zur 
Ehre. Russland hingegen ist in der Ukraine, 
um der Nato-Einkreisung und der antirus-
sischen Politik des Kiewer Regimes unter 
Führung von Selenski, der Bandera-Anhän-
ger und Neonazis entgegenzuwirken. Damit 
verweist Russland auf die vom globalen We-
sten verfälschte Debatte – Gift, das Medien 
und intellektuelle Kreise verbreiten, indem 
sie auch das Kräfteverhältnis zwischen den 
beiden Seiten verfälschen. Im offiziellen 
westlichen Diskurs verliert Russland an-
geblich den Krieg gegen die Ukraine und 
diese siege. Nicht nur belügen sie die Welt, 
indem sie die Ereignisse in der Ukraine als 
Krieg zwischen der Ukraine und Russland 
darstellen, sondern vor allem belügen sie ihr 
eigenes Volk, indem sie behaupten, zu ge-
winnen, während die Realität vor Ort zeigt, 
dass Russland die Oberhand gewinnt. So er-
scheinen westliche Staats- und Regierungs-
chefs weniger würdig als russische, für die 
der Kampf ums Überleben ein unabding-
bares Ziel ist. Selenski und sein Team sind 
keine Nationalisten, sondern Marionetten, 
die den Nato-Interessen dienen und damit 
ihr Land zerstören. Hatten die Amerikaner 
nicht vor dem russischen Einmarsch (2022) 
Stützpunkte und chemische Industrien in 
der Ukraine errichtet, die sich gegen Rus-
sland richteten?

Der Krieg in der Ukraine macht die euro-
päischen Länder noch mehr zu Vasallen der 
Vereinigten Staaten als zuvor und beschleu-
nigt so ihren eigenen Niedergang. Sie ver-
wenden die Steuergelder ihrer Bürger, um 
Waffen von den Vereinigten Staaten zu kau-
fen und die ukrainische Front zu versorgen. 
Einige Waffen, die für die Ukraine bestimmt 
sind, werden auf Mafia-Märkte umgeleitet, 
so dass sie beispielsweise in weit entfern-
ten Regionen wie dem Osten der Demo-
kratischen Republik Kongo landen. Immer 
glaubwürdigere Berichte deuten darauf hin, 
dass in Wirklichkeit Ukrainer neben Ru-
andern, Israelis, Ugandern, Kenianern und 
Somalis hinter der angeblichen «Rebellion» 
der M23-Armee stehen, alle mit demselben 
Ziel: Verzweiflung zu säen, um die Boden-
schätze des Ostkongo systematisch zu plün-
dern.

b) Der Krieg der USA und Israels gegen den 
Iran
Wir haben es hier mit zwei Atommäch-
ten zu tun, die ein Land ohne Atomwaf-
fen angreifen, mit der Begründung, es be-
drohe ihre Sicherheit, ihre Interessen und 
ihre Bevölkerung. Der erste Widerspruch 
oder die erste Lüge liegt darin, dass diese 
beiden Länder – indem sie Bomben auf 
den Iran abgeworfen haben und damit des-
sen Führung sowie auch Kinder in Schu-
len getötet und militärische sowie zivile In-
frastruktur zerstört haben – sich mit dem 
Vorwand rechtfertigen, die angebliche ira-
nische Bedrohung zu beseitigen. Diese bar-
barischen Akte bestätigen Noam Chomsky 
(z. B. in seinem Buch «Pirates & Emper-
ors: International Terrorism in the Real 
World», 1986), der die Vereinigten Staa-
ten und Israel für die terroristischsten Staa-
ten der Welt hält. Deren Führung war aller-
dings überrascht vom heftigen Widerstand 
des Iran, der diese beiden Atommächte de-
mütigte. Betrachtet man die widersprüch-
lichen Aussagen von US-Präsident Donald 
Trump und seine ständigen Drohungen, den 
Iran angeblich zu zerstören, ja, ihn sogar 
in die Steinzeit zurück zu bombardieren, 
zeigt sich, dass er den Bezug zur Realität 
verloren hat und nicht mehr weiss, welche 
Lügen er noch weiter als Wahrheit ausgeben 
könnte. Er sieht sich so gezwungen weiter-
zulügen, in der Hoffnung, dass die ameri-
kanische Bevölkerung noch lange nicht er-
kennt, dass er sie mit dem Überfall auf den 
Iran in eine bedrohliche Lage gebracht hat. 
Die iranische Kontrolle über die Strasse von 
Hormus und die Zerstörung amerikanischer 
Stützpunkte am Golf sind die ersten sicht-

baren negativen Folgen dieses Lügenkurses. 
Bis auf weiteres schwächt dieser Angriffs-
krieg den Iran nicht, im Gegenteil. Der 
Iran erscheint heute als Vorbild für Wider-
standsfähigkeit, Stolz und Würde eines Vol-
kes, das sich nicht weiter demütigen lässt. 
Nach ihrer Intervention in Venezuela, wo 
sie Präsident Maduro entführten und vene-
zolanisches Öl beschlagnahmten, glaubten 
die Vereinigten Staaten, dasselbe im Iran 
zu erreichen, so zur einzigen Energiemacht 
der Welt aufzusteigen und damit China und 
Russland einen schweren Schlag zu verset-
zen. Auch dieser Traum erfüllte sich nicht. 
So wird verständlich, dass hinter der Parole 
über die iranische Bedrohung massive wirt-
schaftliche und geopolitische Partikularin-
teressen stehen. 

Im Falle Israels geht es um territoriale Ex-
pansion oder die Verwirklichung des vielbe-
schworenen Gross-Israel. Einmal mehr sind 
die Völker der Welt desillusioniert. Sie sind 
Augenzeugen der Verletzung jener Werte, die 
die Menschheit bisher friedlicher und harmo-
nischer gemacht haben. Das Verhalten dieser 
Grossmacht hat die Welt in das Zerrbild von 
Menschenwürde verwandelt, was ein franzö-
sischer Journalist als eine Welt reissender Be-
stien bezeichnet hat. Sie gibt Anlass zu ernst-
hafter Sorge um die Zukunft der Menschheit. 
Jacques Baud beschreibt diese düstere Reali-
tät treffend mit dem Begriff «Regieren durch 
Fake News», also durch Lügen. Um dies noch 
genauer zu verstehen, sollte man dem kana-
dischen Analysten Benjamin Tremblay hinzu-
ziehen, der sagt: «Der Iran ist auf dem Weg, 
diesen aufgezwungenen Krieg zu gewinnen 
oder ihn zumindest nicht zu verlieren.»2

Ein Modell der Würde
a) Bischof Joseph Busimba
Bischof Joseph Busimba, der erste dunkel-
häutige Priester (1940) und später der erste 
autochthone Bischof im Kivu (1960), wählte 
zu seinem Motto «credimus in caritatem» 
(Wir glauben an die Nächstenliebe). Dieses 
Motto bildete den Grundstein seiner Seel-
sorge während seiner gesamten bischöfli-
chen Amtszeit (1960–1974). Er übernahm 
1959 die Leitung der neu gegründeten Diö-
zese Goma, dies in einem schwierigen poli-
tischen Umfeld. Der damalige Gesamt-Kivu 
wurde zwischen 1962 und 1965 von Bruder-
kriegen erschüttert. Doch Bischof Busimba 
verlor nicht den Mut und predigte die Ein-
heit der Christen in seiner Diözese, während 
die politischen Autoritäten Stammeskon-
flikte schürten. So wirkte er als Katalysa-
tor für die Eintracht der Menschen. Beson-
ders hervorzuheben ist sein Engagement für 
die ruandischen Tutsi-Flüchtlinge, die sich in 
seiner Diözese niedergelassen hatten. Leider 
haben diese ihm schon damals diesen Dienst 
an ihnen mit einer perfiden Wendung vergol-
ten, denn nach seinem Tod setzten sie durch 
Wühlarbeit alles daran, die Diözese zu de-
stabilisieren, dies insbesondere in den Jahren 
seit 1990. Der Beweis dafür liegt darin, dass 
sie unter dem Dach der RPF (Ruandische Pa-
triotische Front) den Ostkongo in einen end-
losen Krieg gegen ihre ehemaligen Gastge-
ber stürzten, ein Krieg, der von 1993 bis zum 
heutigen Tag andauert. Dementgegen war er 
als ein echter Hirte seines Volkes am Werk, 
der an seine Mission glaubte, dessen Aufbau-
werk für alle aber von einer Politik sabotiert 
wurde, die sich auf die verderbliche Seite des 
Menschentums abstützt.
b) Exzellenz Christophe Munzihirwa, gei-
stige Führung und Menschenwürde
Bischof Christophe Munzihirwa war eine 
bekannte Persönlichkeit. Wir können die 

Folgen des Krieges in der Demokratischen 
Republik Kongo, insbesondere die Verfol-
gung katholischer Bischöfe und Priester 
(eines der zentralen Ziele dieses Krieges), 
nicht erörtern, ohne ihn zu erwähnen. Ich 
habe sein Vermächtnis diesem Kongress 
bei anderer Gelegenheit vorgestellt. Heute 
liegt mein Augenmerk auf seiner Führungs-
rolle und seiner Würde. Christophe Munzi-
hirwa wurde inmitten des heraufziehenden 
internationalen Krieges, den die Angelsach-
sen und Israeli der DR Kongo ab 1996 auf-
gezwungen hatten, zum Bischof ernannt. 
Er musste sich gegenüber dieser massiven 
Bedrohung behaupten. Er predigte und be-
trieb aktiv Nächstenliebe, auch in diesem 
schwierigen Umfeld. Bischof Munzihirwa 
wandte sich dringend in zahlreichen Brie-
fen an die Vereinten Nationen, die US-ame-
rikanische Bischofskonferenz sowie an 
seine Amtskollegen in Frankreich und Bel-
gien, um auf die extreme Gefährdung ge-
rade der Hunderttausenden von kongolesi-
schen und ruandischen Hutu-Flüchtlingen 
in ihren improvisierten Lagern am Vor-
abend der AFDL-Invasion [unter der ruan-
dischen Marionette Laurent-Désiré Kabila, 
Red.] von 1996 aufmerksam zu machen. Er 
prangerte die Rolle der angelsächsischen 
Welt hinter der verbrecherischen Strategie 
der ugandischen Nationalen Widerstands-
armee ihres Alleinherrschers Museveni an 
sowie der sogenannten Ruandischen Patrio-
tischen Front unter dem Diktator Paul Ka-
game von Amerikas Gnaden. Angesichts 
der Flucht der politischen und administra-
tiven Verantwortlichen aus Bukavu blieb 
unser Bischof die einzige Autoritätsperson, 
die der Bevölkerung Ermutigung und Hoff-
nung spendete. Er versteckte auch aus Ru-
anda geflohene Tutsi. Leider war es dann zu 
unserem grössten Schmerz, dass die ruan-
dische Tutsi-Regierung ihn von den Mör-
derbanden ihrer Besatzungsmacht (AFDL) 
am 29. Oktober 1996 auf offener Strasse 
niederstrecken liess – ein Datum, das im 
Kivu als Trauertag begangen wird. Er erin-
nert unsere Bevölkerung daran, dass dieses 
Verbrechen den Beginn des systematischen 
Völkermords der von den USA unterstütz-
ten Invasoren gegen unser Volk markiert. 
Um es militärisch auszudrücken: Er starb 
mit seiner Waffe in der Hand – mit und 
wegen seiner Mitmenschlichkeit. Seine Er-
mordung und dann auch die Ermordung sei-
nes Nachfolgers, Bischof Emmanuel Kata-
likos, bedeuteten das Ende des erbitterten 
Widerstands unserer Bevölkerung gegen die 
ausländischen Invasoren und Besatzer und 
deren «Subunternehmer», die Hima-Tutsi. 
Die kongolesischen Bischöfe zogen es vor, 
dazu zu schweigen und sich nur zu Neben-
sächlichkeiten zu äussern, für viele eine 
grosse Enttäuschung.
Damit komme ich zum Schluss.

Worte des Danks und des Abschieds
Es ist mir eine grosse Ehre und Freude, mei-
ner grossen Familie mit dem Namen «Mut 
zur Ethik» meinen tief empfundenen Dank 
auszusprechen. Ich richte ihn ganz bewusst 
an alle, aber auch besonders an ihre Lei-
tung, diejenige in früheren Jahren und die-
jenige von heute. Ihr habt mich in Eure Fa-
milie aufgenommen. Wenn ich von Leitung 
spreche, dann geht mein erster Gedanke 
an Frau Dr. Anne-Marie Buchholz-Kaiser 
glücklichen Angedenkens. Ihr Bild ist mir 
unauslöschlich gegenwärtig. Meine Prä-
senz bei Euch, sie blickt auf 26 Jahre zu-
rück, von 2000–2026, war für mich in vie-
lerlei Hinsicht und im wahrsten Sinne des 

Wortes bereichernd. Ich hoffe, dass es dies 
auch für viele in Euren Reihen so war. In 
diesem Moment voller Emotion und reicher 
Bilanz möchte ich folgende Worte an Euch 
alle richten. Ich bin glücklich, dass ich mit 
und unter Euch mein Streben und mein For-
schungsfeld ausweiten und mit euch teilen 
durfte, um damit intellektuell zu wachsen 
und in der Auseinandersetzung zu reifen, 
in der Auseinandersetzung mit allen, auch 
mit denen, deren Sichtweise wir nicht tei-
len. Was mich persönlich betrifft, so war 
mein kritisches Denken meine beste Ver-
teidigungswaffe, mein Streben nach Wahr-
heit und, damit einhergehend, mein Kampf 
gegen die Lüge. Das war mein unaufhörli-
ches Bestreben. Ich bin überzeugt davon, 
dass ich das mir von Euch und insbesondere 
von Frau Dr. Anne-Marie Buchholz-Kaiser 
entgegengebrachte Vertrauen nicht miss-
braucht habe. Es war ja sie, welche schon 
vor langer Zeit auf mich aufmerksam wurde 
und unerschütterlich an meine intellektuel-
len Fähigkeiten und an meine mitmenschli-
che Anteilnahme geglaubt hat.

Auf Grund meiner Gesundheit, die sich 
leider verschlechtert, sage ich Euch denn 
adieu. Ich hinterlasse Euch aber ein Team, 
das mich besonders in den vergangenen Jah-
ren unterstützt hat. Es setzt sich aus sechs 
Persönlichkeiten zusammen, drei davon 
leben im besetzten Goma, eine in den Ver-
einigten Staaten, eine in Kanada und eine in 
Kinshasa. Ich übergebe das Präsidium dieses 
Kreises an Herrn Prof. Dr. Jean-Paul Segi-
hobe Bigira, Dozent für Rechtskunde an der 
Universität Gent (Belgien) und Ordinarius 
an der Juristischen Fakultät der Universität 
Kinshasa, ehemaliger Rektor der Universi-
tät Goma, Deputierter im nationalen Parla-
ment für den Verwaltungsbezirk Rutshuru 
(Nord-Kivu) und Advokat der Staatsanwalt-
schaft Kinshasa. In dieser letztgenannten 
Funktion ist er Mitglied des Gremiums von 
Advokaten der Demokratischen Republik 
Kongo, welche bei den zuständigen interna-
tionalen Gerichtshöfen die Anklageschrift 
zur Verfolgung des von Ruanda beabsich-
tigten Völkermords im Kongo eingereicht 
hat. Professor Segihobe Bigira hat mehrere 
Bücher verfasst, ist verantwortlicher Lei-
ter des Verlagshauses Virunga und Mitglied 
der parlamentarischen Kommission, welche 
ihre homologen Körperschaften in Uganda, 
Kenia, Algerien, Belgien, Frankreich und 
anderen Staaten besucht hat. Er ist ein ge-
wandter und erfahrener Intellektueller, der 
Euch willkommene Türen öffnen kann, so 
wie ich es auch immer getan habe. Es sei 
hiermit auch hingewiesen, dass dieses Gre-
mium beschlossen hat, noch in diesem Jahr 
fünf Werke herauszugeben, die es erlauben, 
meine wissenschaftliche Tätigkeit im Voll-
besitz meiner Kräfte zu würdigen und abzu-
schliessen.3 

Liebe Freunde, ich kann Euch diese Ar-
beitsgruppe nur empfehlen. Ich habe volles 
Vertrauen zu ihnen allen. Ich schliesse mit 
einem Dank auch an meine Familie. Sie ist 
zu allen Momenten meines Lebens ganz bei 
mir gewesen, und sie ist es bei allen meinen 
Aktivitäten noch immer. Sie interessiert sich 
weiter dafür, was im Rahmen von «Mut zur 
Ethik» auch in Zukunft geschieht. Ich be-
danke mich nochmals bei Euch und Ihnen 
allen. Ich weiss, dass in diesem Kreis meine 
guten Wünsche und Empfehlungen auf of-
fene Ohren stossen werden.	 •

1	 zum Beispiel : Brzezinski, Zbigniew. Die einzige 
Weltmacht. Amerikas Strategie der Vorherrschaft 
und der Kampf um Eurasien. (1999); Endeweld, 
Marc. Guerres cachées. Les dessous du conflit 
Russo-Ukrainien (2022); Moullec, Gaël-Georges. 
Ukraine. La fin des illusions (2022)

2	 vgl. Tolande, Gabriel (SJ). Das Reich des Schwei-
gens. Die theologischen und politischen Impli-
kationen der Ermordung von Bischof Christophe 
Munzihirwa und Bischof Emmanuel Kataliko in 
der Region der Afrikanischen Grossen Seen, Notre 
Dame University, USA, 14. August 2026, (https://
youtu.be/G6Gpt6nzj_g?si=YKSe5hCUoW5R8
CMP).

3	 Die fünf Titel: 1. La guerre internationale de la 
RD Congo vue du dedans. Textes choisis (Vor-
abdruck); 2. Goma: La problématique de la paix 
du vivre-ensemble (in Vorbereitung); 3. Géné-
ral Alphonse Bikweto. Histoire d’un commando 
de choc (in Vorbereitung); 4. Rubakare, Baltha-
zar. Servir la nation par l’enseignement (in Vor-
bereitung); 5. Banzira, Tharcisse. Entrepreneur et 
force tranquille (Layout vorgesehen für Septem-
ber 2026).

Aufruf von Erzbischof Christophe Munzihirwa,  
wenige Tage vor seiner Ermordung 

«Ein Wort an unsere Nachbarstaaten. Wir fordern die Regierungen 
von Kigali und Bujumbura auf, ihre internen Probleme in ihren Län-
dern unter sich zu lösen und sie nicht in den Kongo zu tragen. Wir 
fordern insbesondere die ruandischen Tutsi auf, die wir immer wie-
der als Flüchtlinge bei uns aufgenommen haben, nicht in den Brunnen 
zu spucken, aus dem sie getrunken haben. Heute vergelten sie unsere 
Gastfreundschaft mit Bomben.»   

Christophe Munzihirwa, Erzbischof von Bukavu, ermordet von Angehörigen der 
AFDL am 29. Oktober 1994 bei der Einnahme Bukavus (zit. bei Stanilas Bucyalimwe 

Mararo: «Nord-Kivu (République Démocratique du Congo): vingt-quatre ans de 
tueries programmés – mars 1993–mars 2017».
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«Wir werden niemals den Kopf beugen oder in die Knie gehen»
Rede des Präsidenten der Islamischen Republik Iran, Massud Peseschkian, vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 22. September 2026

ef. Schon mehrfach in letzter Zeit hatte US-
Präsident Donald Trump öffentlich erwogen, 
die iranischen Regierungsführer zu «vernich-
ten». Am 22. September wiederholte er vor 
der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen seine Drohungen gegenüber dem Iran. 
Er warf dem Land vor, es unterstütze den Ter-
ror und begehe Terrorakte. 

Es sollen hier nicht seine offensichtlichen 
Verdrehungen, Lügen und Demütigungen 
wiederholt werden. Nur ein Beispiel: «Aber 
ich muss eine wichtige Entscheidung treffen: 
Wird ein Abkommen mit dem Iran geschlos-
sen, das es ihm ermöglicht, sich wieder auf-
zubauen und ein weitaus grösseres Land zu 
schaffen, als es je zuvor war? Vielleicht eines 
der grössten im Nahen Osten oder sogar 
weltweit. Oder vernichte ich die Islamische 
Republik […]? Treibe ich sie in die Hölle, 
ohne Überlebenschance und ohne Hoffnung 
auf zukünftige Grösse oder nachfolgende Ge-
nerationen?» 

Solche Drohungen widersprechen der 
Charta der Vereinten Nationen. Trotzdem 
blieb es im Saal ruhig. Es hätte bei diesen 
Worten einen Aufschrei geben müssen, zu-
mindest eine Verwarnung vom Präsidenten 
der Generalversammlung. Es ist völlig inak-
zeptabel, dass solche Drohungen stillschwei-
gend hingenommen werden.

Der iranische Präsident Masoud Pesesch-
kian reagierte am 23. September mit deutli-
chen Worten; den vorbereiteten schriftlichen 
Redetext verwarf er und sprach statt dessen 
frei. Wir dokumentieren seine Rede in einer 
Übersetzung eines englischen Transkripts in 
voller Länge.

Im Namen Gottes, des Barmherzigen, des 
Gnädigen.

Herr Präsident, Herr Generalsekretär,  
Exzellenzen, meine Damen und Herren.
Ich hatte eine Rede vorbereitet, die ich Ihnen  
vortragen wollte.

Der Präsident der Vereinigten Staaten hat 
uns gestern als Terroristen bezeichnet.

Wir sind Opfer des Terrorismus gewesen.
Ich komme aus einem Iran, in dem unser 

verehrter Oberster Führer ohne jeglichen 
rechtlichen Rahmen oder Grund ermordet 
wurde.

Ich komme aus einem Iran, in dem tatsäch-
lich eine Schule bombardiert wurde.

Sehen Sie diese Kinder? Diese Kinder 
kamen unter Bomben ums Leben, mit Waf-
fen, die von den Vereinigten Staaten und Is-
rael eingesetzt wurden. Sie waren unschul-
dig, hatten keine Verbrechen begangen.

In Lamerd, einer der kleinen Städte in 
einer Provinz im Iran, befand sich eine Sport-
halle, in der Kinder gerade spielten. Die Ver-
einigten Staaten haben diese Sporthalle mit 
Waffen mit Mehrfachsprengköpfen ins Visier 
genommen.

Sie haben unsere Wissenschaftler, unsere 
Männer, Frauen und Kinder zu Märtyrern ge-
macht, sie ermordet.

Unschuldige Kinder, die in Wahrheit keine 
Verbrechen und keine Sünden begangen hat-
ten.

Diejenigen, die Terroristen sind und Ter-
roristen ausbilden und schützen, bezeichnen 
uns als solche. Wir haben uns lediglich ver-
teidigt.

Wir sind keine Terroristen.
Unser unschuldiges Volk war das Ziel fei-

ger Angriffe und Aggressionen, die unserem 
Land aufgezwungen wurden, und wir haben 
uns mit aller Kraft verteidigt. Amerika und 
Israel haben uns angegriffen, ausgerüstet mit 
modernster Technologie und Waffensyste-
men, und unser Volk hat standhaft durchge-
halten.

Ja, sie haben uns getroffen, aber wir haben 
uns nicht gebeugt. Wir haben unseren Kopf 
nicht gesenkt. Wir haben zurückgeschlagen, 
aber wir haben keine Zivilbevölkerung ange-
griffen.

Sie drangen in umliegende Gebiete ein 
und nahmen unsere Universitäten, unsere 
Gesundheitszentren, unsere Schulen, unsere 
Krankenhäuser und unsere Infrastruktur ins 
Visier – all dies unter Verstoss gegen das 
Völkerrecht.

Als ich das Amt des Präsidenten über-
nahm, ermordeten sie Ismail Haniyeh am Tag 
meiner Amtseinführung im Iran.

Israel nimmt jeden Stadtteil in jeder Stadt, 
in jeder Provinz ins Visier und verübt Atten-
tate wie ein echter Terrorist.

In Gaza wurden über 70 000 unschuldige 
Zivilisten ermordet, brutal ermordet. Hun-
derttausende wurden vertrieben.

Sie begehen Völkermord, indem sie die so-
genannten Technologien einsetzen, die ihnen 
zur Verfügung stehen. Dann bezeichnen sie 
andere als Terroristen.

Sind wir die Ursachen der Instabilität?
Wir wollen doch nur unabhängig leben.
Sind wir diejenigen, die Instabilität ver-

ursachen? Sind diejenigen, die Terrorismus 
betreiben und Verbrechen begehen, etwa die 
Hüter des Friedens und der Stabilität? Keines 
der internationalen Gesetze wurde von ihnen 
eingehalten.

Das ist es, womit wir konfrontiert sind. 
Wir wollen gar nichts. Wir haben unsere Ant-
wort erhalten.

Wir brauchen Stärke, denn ein Volk, das 
sich nicht verteidigen kann, wird in der heu-
tigen Welt mit Füssen getreten. Wir leben in 
einer Welt, in der die Mächtigen, anstatt an 
Menschlichkeit, Gerechtigkeit, Fairness und 
Demokratie zu denken, offenbar die Schöp-
fer und Förderer von Instabilität und Zerstö-
rung zu sein scheinen.

Wen auch immer sie diskreditieren wollen, 
den bezeichnen sie als Terroristen.

 In den vergangenen zwei Jahrhunderten  
hat der Iran kein Land und kein Gebiet ange-
griffen, aber wir haben uns stets standhaft ver-
teidigt. Und nun wird uns vorgeworfen, die 
Quelle der Instabilität in der Region zu sein? 
Wir werden als Terroristen abgestempelt.

Und das hat dazu geführt, dass der Weg, 
den wir für uns gewählt haben, Macht erfor-
dert, um uns zu verteidigen. Wir streben nicht 
nach Macht, um anzugreifen oder Aggressio-
nen zu begehen. Wir streben nach Energie für 
den Fortschritt, nicht danach, Gesellschaften 
mit Waffen zu bedrohen. Und wir möchten 
im Interesse der Sicherheit kooperieren und 
zusammenarbeiten.

Das iranische Volk, unser Volk, ist in den 
vergangenen sieben Monaten jede Nacht 
auf die Strasse gegangen, um für sein Land, 
für seine Heimat zu demonstrieren, damit 
diejenigen, die von Israel und Amerika aus-
gerüstet, ausgebildet und bewaffnet wur-
den, die Sicherheit ihres Landes nicht ge-
fährden können. Seit sieben Monaten sind 
sie Tag und Nacht auf den Strassen prä-
sent. Sie sind unsere Kraftquelle und un-
sere Stütze.

Und deshalb halten wir stand. Der Iran 
muss stark sein, um nicht bedroht zu werden 
und um zu verhindern, dass seine Zukunft be-
droht wird.

Wir wollen unsere Macht nicht zur Hege-
monie nutzen, und wir suchen unsere Sicher-
heit nicht in der Unsicherheit anderer. Was die 
Verteidigung des Iran angeht, so wurden un-
sere Verteidigungssysteme so aufgebaut, dass 
niemand glauben kann, ein Bombenangriff auf 
iranische Städte würde unbeantwortet bleiben.

Deshalb verfügen wir über die militärische 
Macht, die wir zur Verteidigung benötigen.

Aber wir sagen es ganz klar: Um unser 
Land zu verteidigen, bitten wir niemanden 
um Erlaubnis oder Zustimmung. Wir streben 
nach Energie für den Fortschritt.

Seit Jahren gibt es internationale Sanktio-
nen auch gegen unsere Zentrifugen, unsere 
nukleare Technologie. Doch für unser Land 
ist die friedliche Nutzung der Kernenergie 
wesentlich für die Menschen.

Für unsere kranken Mitmenschen bedeutet 
sie Heilung und Behandlung.

Für die Landwirtschaft bedeutet sie Ernäh-
rungssicherheit. Für die Industrie bedeutet sie 
Fortschritt und die Versorgung mit elektri-
scher Energie. Der Iran akzeptiert nicht, dass 
die Nukleartechnologie ausschliesslich eini-
gen wenigen zur Verfügung steht.

Wir werden uns nicht beugen und auf 
unser Recht verzichten, das uns von Natur 
aus zusteht.

Wir sagen es ganz klar: keine Atomwaffen 
und keine Einschränkungen für die friedliche 
Nutzung der Kernenergie.

Unser Frieden wird nicht auf dem 
Schlachtfeld kommen. Aber die Menschen 
und die Nation des Iran brauchen die notwen-
dige Sicherheit. Wir streben Zusammenarbeit 
an, um Sicherheit zu erlangen. Wir leben in 
einer Region, in der Krieg keine Grenzen 
kennt. Konflikte in einem Land werden auf 
die umliegenden Länder der Region übergrei-
fen. Wir betrachten einander nicht als Sicher-
heitsrivalen. Wir wollen starke Nachbarn.

In der Strasse von Hormus können und 
werden wir nicht zulassen, dass einige freien 
Zugang zu einer Wasserstrasse haben und 
diese Wasserstrasse gleichzeitig nutzen, um 
uns ihre Aggressionen aufzuzwingen, uns 
Unsicherheit zu bereiten und uns den Zu-
gang zu unseren eigenen Wasserstrassen zu 
verwehren. Sie versperren uns den Zugang zu 
unserer eigenen Wasserstrasse, liefern aber 
weiterhin Raketen und tödliche Militärtech-
nologien, um in allen Ländern rund um diese 
Wasserstrasse Unsicherheit zu stiften. Dem 
werden wir uns nicht beugen. Die Auswei-
tung der Kriegshandlungen wird nicht zu Si-
cherheit führen. Man kann nicht Chaos für 
die Küstenstaaten stiften, die nach Sicherheit 
auf See streben.

Exzellenzen, 
was Palästina betrifft, so bleibt Palästina 

eine offene Wunde im Gewissen der interna-
tionalen Gemeinschaft, und der Gaza-Strei-
fen bleibt ein Symbol für das Versagen in-
ternationaler Mechanismen, das Leiden der 
Zivilbevölkerung zu verhindern. Seit Jahr-
zehnten werden Resolutionen verabschie-
det, doch Besatzung und Gewalt dauern an. 
Wir können nicht von Frieden sprechen, wäh-
rend wir Palästina ignorieren. Ein dauerhaf-
ter Frieden in Westasien ist ohne Gerechtig-
keit für Palästina unmöglich.

Solange Besatzung, Aggression und Un-
gerechtigkeit in der Welt fortbestehen, wird 
der Widerstand weitergehen. Wird er in einer 
Form geschwächt, wird er in anderen Formen 
wieder aufleben, vielleicht sogar noch stärker.

Gaza hat trotz unerbittlicher Tötungen und 
weitreichender Zerstörung den Glauben der 

Menschen an den Widerstand gestärkt. Und 
Widerstand lässt sich nicht durch Bomben 
und Belagerung zerstören. Das liegt in der 
menschlichen Natur. 

Wenn ein Mensch aus seinem Land ver-
trieben wird, wird er Widerstand leisten.

Wenn seine Häuser Bombenangriffen, Ag-
gressionen und Angriffen ausgesetzt sind, 
wird er Widerstand leisten.

Welche andere Wahl hat er denn? Sich der 
Einschüchterung beugen?

Sich aus den eigenen Häusern und von ei-
genen Land vertreiben zu lassen und ange-
sichts dieser Bedrohungen und Gefahren zu 
schweigen?

Und wenn er sich verteidigt, wird er als 
Terrorist abgestempelt?

Diese Wortwahl macht leider deutlich, in 
was für einer Welt wir heute leben.

Unsere regionalen Probleme müssen in der 
Region gelöst werden, durch die Länder der 
Region selbst, ohne dass sie zum Spielball 
äusserer Aggressoren werden.

Keine Beziehung zu einer ausländischen 
Macht darf zum Mittel werden, um Nachbar-
länder in der Region zu bedrohen.

Und nun ein paar Worte an diejenigen, 
die für die Planung und Durchführung von 
Aggressionen gegen unser Land und unser 
Volk verantwortlich sind. Unser Volk hat die 
Folgen ihrer tödlichen Aggression am eige-
nen Leib erfahren. Sie haben die Stärke und 
Standhaftigkeit des Iran auf die Probe gestellt 
und gelernt, dass der Iran nicht zur Kapitula-
tion gezwungen werden kann. Der Iran war 
noch nie, zu keiner Zeit, ein Aggressor, hat 
noch nie einen Krieg begonnen und hat stets 
sein Bekenntnis zum Verhandlungstisch unter 
Beweis gestellt.

Sie haben uns den Krieg aufgezwungen, 
aber wir haben bewiesen, dass wir keine Angst 
vor dem Kampf haben, vor dem Krieg, einem 
Krieg, der defensiver Natur ist. Und wir wer-
den unseren geliebten Iran, unsere Heimat, bis 
zu unserem letzten Atemzug verteidigen.

Meine Damen und Herren, 
das Thema dieser Versammlung ist gegen-

seitiges Vertrauen.
Das lässt sich nicht allein durch Worte er-

reichen, sondern nur, indem man auf Doppel-
massstäbe verzichtet.

Atombomben befinden sich in den Händen 
des israelischen Regimes, doch die Inspektoren 
werden aufgefordert, in den Iran zu kommen.

Israel hat in Gaza über 70 000 Unschul-
dige auf brutale Weise ermordet, doch der 
Iran wurde bombardiert, während er am Ver-
handlungstisch sass.

Israel verfügt über Bomben und Massen-
vernichtungswaffen, ist kein Unterzeichner 
des Atomwaffensperrvertrags und hat in sei-
ner schändlichen Geschichte keine einzige 
Inspektion zugelassen. Dennoch wird es mit 
allen notwendigen Mitteln belohnt, um jede 
Hauptstadt in der Region nach Belieben bom-
bardieren zu können.

Ich wiederhole: Die Atomwaffe befindet 
sich in Israel, die Inspektoren jedoch im Iran.

Israel tötet, doch der Iran ist Sanktionen 
ausgesetzt. Das ist eine wahre Tragödie, über 
die jeder, der davon hört, bestenfalls lachen 
würde. Sie töten, wir werden sanktioniert, 
wir werden bestraft.

Die Kranken, die Unschuldigen, die 
Armen, die am stärksten Benachteiligten in 
unserer Gesellschaft sind die Zielscheiben 
dieser Sanktionen. Und genau das versuchen 
die Vereinigten Staaten mit allen Ländern zu 
tun: die Bevölkerung eines Landes zu op-
fern, um ihre unrechtmässigen Ziele zu er-
reichen. Wenn wir echten Frieden und Stabi-
lität anstreben, müssen wir für alle denselben 
Massstab anlegen. Der Iran strebt keine Son-
derbehandlung an.

Wir streben gleiche Rechte an.
Wir übernehmen die Verantwortung und ak-

zeptieren die damit verbundene Verpflichtung.
Doch der Iran hat im Laufe seiner stolzen 

Geschichte folgende Lektion gelernt: Eine 
Welt ohne Macht ist gefährlich, aber eine  
Welt, die nur die Sprache des Krieges und 
der Einschüchterung versteht, wird nicht si-
cher sein.

Wenn wir versuchen, eine Politik umzuset-
zen, die nur den Interessen einiger weniger 

Präsident Massud Peseschkian zeigt ein Bild der Kinder der Schule in Minab,  
die bei dem US-Angriff am 28. Februar 2026 getötet wurden.  

(Bild Webseite des iranischen Präsidenten; https://president.ir/en/165947)
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Zeit-FragenSeite 8       Nr. 20/21, 29. September 2026

Geschäftsmodell Krieg
von Prof. Dr. Eberhard Hamer, Mittelstandsinstitut Niedersachsen e. V. 

Der Autor ist einer der 
letzten Kriegsteilneh-
mer des Zweiten Welt-
kriegs und weiss des-
halb, wie schlimm 
Krieg ist, wie gestor-
ben wird, wie zerstö-
rerisch der Krieg für 
die Heimat ist und 
dass nur die Elite Vor-
teile davon hat, die Be-
völkerung aber immer 
Leid, Not und Tod. 

Wer will eigentlich Krieg?
Die deutsche Bevölkerung will keinen 

Krieg, wie alle Umfragen und die mangelnde 
Begeisterung der Jugend für die Bundeswehr 
zeigen.

Friederich Merz will aber, dass Deutsch-
land die stärkste Militärmacht Europas wird. 
Dafür hat er sich 500 Milliarden Euro Schul-
den bewilligen lassen, um wieder «Vorkämp-
fer gegen den Osten» zu werden. Dafür will 
er Taurus-Raketen samt Ziellogistik in die 
Ukraine gegen Russland liefern, alle un-
sere verfügbaren Militärgüter und dazu noch 
mehr als 80 Milliarden Geld für den Krieg 
der Ukraine gegen Russland.

In seiner «Koalition der Willigen» gegen 
Russland machen Frankreich, Grossbritan-
nien und die Nato bei der Kriegsbereitschaft 
gegen Russland mit, obwohl deren Völker 
mehrheitlich ebenfalls Frieden wollen. 

Wenn also die politischen Führer Europas 
Kriegstreiber sind, ihre Völker aber Frieden 
wollen, wer steckt dahinter? 

Merz war Angestellter von BlackRock, 
Macron von Rothschild und die englische 
Regierung immer Dienerin der City of Lon-
don, wie die US-Regierung der Wall Street. 

Das internationale Grosskapital hatte 
schon kurz nach dem Maidan die wertvollste 
Schwarzerde der Welt in der Ukraine zu 70 % 
sowie deren Industrie zu 60 % aufgekauft 
und mehr als eine Billion Dollar Ukraine-
Darlehen in die Fonds der ganzen Welt ge-
drückt. Allein George Soros hat Altschulden 
der Ukraine (600 Milliarden) für 25 Milli-
arden aufgekauft und an den Zinsen inzwi-
schen mehr verdient, als er bezahlt hat. Die-
ses Finanzengagement ist ursächlich dafür, 
dass die Ukraine mit immer weiteren Darle-
hen zahlungsfähig gehalten werden muss. Ei-
gentlich ist sie pleite. Sogar ihre Pensionen 
hat Deutschland für die nächsten Jahre über-
nommen. Würde aber die Ukraine zahlungs-

unfähig werden, müsste das internationale 
Grosskapital Milliardenabschreibungen auf 
die Ukraine-Kredite machen, würden welt-
weit Banken und Hedgefonds zusammenbre-
chen und ein Finanzcrash entstehen.

Also muss die Ukraine weiter zahlungsfä-
hig gehalten werden. 

Die Amerikaner haben sich ausgeklinkt, 
seitdem sie ihre Darlehen durch Rohstoff-
verträge abgesichert haben. Merz und Ur-
sula von der Leyen treiben die Europäer nun 
zu weiteren Darlehen, um die Ukraine flüssig 
zu halten. Dies kann nur mit Krieg begründet 
werden. Also wird der Ukraine-Krieg weiter-
geführt, um die Kredite der Welthochfinanz 
dort nicht platzen zu lassen. Nicht zufällig sind 
also die Vertreter der Welthochfinanz Kriegs-
treiber in den europäischen Regierungen. 

Dass der Krieg «für Demokratie und euro-
päische Werte» oder «gegen die Bedrohung 
Russlands» oder aus «europäischer Solida-
rität» geführt würde, ist Vorwand, blanker 
Unsinn. Geld regiert die Welt und auch die 
Kriegstreiber.

Auch den Russen geht es im Ukraine-
Krieg um handfeste wirtschaftliche Gründe: 
Die Machtergreifung des Westkapitals im 
von ihm bezahlten Maidan-Aufstand war ein 
Griff nach den wichtigen ukrainischen Roh-
stoffen und seiner Industrie, vor allem im 
Schwerpunk Donezk. Dieses ukrainische In-
dustriegebiet war vielfältig mit der russischen 
Industrie verflochten und deren wichtigster 
Partner. Als mit der Wahl von Wolodimir Se-
lenski zum «Krieg» um den Donbass und um 
die Krim «aufgerufen» wurde, waren nicht 
nur existentielle russische Wirtschaftsinteres-
sen bedroht, sondern auch die maritime Vor-
herrschaft im Schwarzen Meer.

Auch früher waren meist wirtschaftliche 
Gründe auch Kriegsgründe. In Grossbritan-
nien hat immer schon die City of London be-
stimmt, wann und wo und wie Krieg geführt 
werden sollte. Das war im Burenkrieg nicht 
anders als in Indien und in den beiden Welt-
kriegen. Auch die Friedensverkünder USA 
haben nach Dokumenten des Congressional 
Research Service (CRS) des US-Parlaments 
seit 1991 250 Militärinterventionen geführt:

«Ein grosser Teil davon war völkerrecht-
lich umstritten, eine milde Formulierung für 
brutale Machtpolitik, die das Handeln von 
Grossmächten charakterisiert, wenn es sich 
um sogenannte vitale Interessen handelt. In 
vielen Fällen sind es verdeckte Operationen, 
die der breiten Öffentlichkeit kaum bekannt 

werden, zum Beispiel Militärputsche (wie in 
Indonesien 1965 oder im Maidan). 
Jahrzehntelang haben die USA behaup-
tet, mit einem Brecheisen namens Nato den 
Weltpolizisten spielen zu müssen, um den 
Dollar als herrschende Währung durchzu-
setzen. ‹Wenn wir Gewalt anwenden müs-
sen, dann geschieht dies, weil wir Amerika 
sind. Wir sind die unverzichtbare Nation.› »

Trump zeigt uns nun in aller Brutalität, dass 
es den USA nicht auf einen Krieg ankommt, 
um ihre Machtziele zu erreichen. Die USA 
haben nach dem Zweiten Weltkrieg erreicht, 
dass der Dollar zur Weltwährung wurde, so 
dass die ganze Welt mit Dollar zahlen musste. 
Solange die USA also Dollar druckten, konn-
ten sie sich alles leisten, was sie wollten. Als 
die USA zu viel eingekauft hatten und der 
Goldpreis stieg, wurde die Goldpreisbindung 
1971 aufgehoben (Nixon) und der Dollar nur 
noch «freie Währung». Damit aber die Welt 
den Dollar noch weiter nahm, haben die USA 
ein Ölkartell geschaffen, weil es alle Kunden 
der Welt verpflichtete, nur in Dollar abzurech-
nen (Öl-Dollar). Wer das Öl-Monopol störte, 
wurde vernichtet (Gaddafi, Saddam-Hussein, 
Maduro/Venezula und der Iran gerade). 

Die Öl-Herrschaft der USA und ihrer Helfer 
im Golf zwang die ganze Welt, Dollars anzu-
nehmen und erlaubt dadurch den USA, immer 
mehr Dollars zu drucken und damit die Güter 
der Welt zu kaufen – bis inzwischen zu einer 
Verschuldung von 40 Billionen Dollar. 

Sobald die Welt den Dollar-Betrug rea-
lisieren würde, wäre das Vertrauen in diese 
Fiat-Währung vorbei, würden die Leute ihre 
Dollar zurückgeben wollen, bräche die US-
Dollar-Währung zusammen. Kriege sind der 
Grund, weshalb das amerikanische Parla-
ment immer höhere Verschuldungen geneh-
migt hat. 

Mit Kriegen können sich aber auch Regie-
rungen an der Macht halten, wenn sie bereits 
verloren haben. 

Kann eine Regierung den «Notfall» oder 
den «Kriegsfall» verkünden, finden keine 
Wahlen mehr statt (Selenski) und können 
sich selbst korrupteste und abgewirtschaftete 
Regierungen an der Macht halten. 

(Könnte dies ein Grund sein für die Kriegs-
treiberei von Merz?)

Nirgendwo hat die Bevölkerung Vorteile 
vom Krieg, sondern immer nur Nachteile. 
Rüstung ist wirtschaftlich unproduktiv, ihre 
Finanzierung – Verschuldung, die Verwen-
dung der Rüstung sogar Sozialproduktver-

nichtung. Die Schulden des Krieges treffen 
die Bevölkerung beider Seiten (meist mit Ab-
wertung). Nur die politischen Eliten wollen 
Krieg und haben Vorteile davon. Weiss die 
Politik nicht mehr weiter, macht sie Krieg, 
weil sie dann an der Macht bleiben kann 
(Beispiel Selenski). 

Ganz gleich, ob es um die Monopolisie-
rung des Öls geht (USA) oder um den Er-
werb anderer Rohstoffe (Gold in Südafrika, 
Uran, Titan u. a. in der Ukraine) oder um den 
Schwarzerdeboden der Ukraine, den drei US-
Konzerne aufgekauft haben – immer steht 
das Kapital hinter den Kriegsinteressen und 
hinter den Kriegstreibern.

Immer werden aber auch andere Gründe 
publizistisch vorgeschoben, um den Krieg 
zu entfesseln, wie z. B. im Maidan «Frei-
heit von Russland» statt in Wirklichkeit die 
Eroberung der Industrie und Schwarzerde-
böden durch die amerikanischen Konzerne, 
im Irak-Krieg angebliche «Massenvernich-
tungswaffen von Saddam Hussein» (gelo-
gen) statt Eroberung der Ölvorräte durch 
die USA, im Iran angebliche «Atomwaffen-
gefahr» statt Kampf um dessen Öl, in Ve-
nezuela «Maduro-Diktatur» statt Erobe-
rung der reichsten Ölvorkommen der Welt, 
im Ukraine-Krieg für Europa «Abwehr der 
russischen Aggression» statt Nato- und EU-
Erweiterung nach Osten usw. 

Seit dem Zweiten Weltkrieg wissen wir, 
dass jeder Krieg mit Schulden finanziert wird 
(Hitler: Mefo-Wechsel, EU: Solidaritäts-
fonds, Merz: Vermögensfonds). Diese Schul-
den müssen nachher zurückgezahlt werden. 
Im besten Fall zahlt sie der Verlierer (nach 
den beiden Weltkriegen musste Deutsch-
land immer zahlen). Wenn der Verlierer nicht 
kann, müssen die eigenen Bürger die Schul-
den abbezahlen.

Krieg ist also für alle Beteiligten – ausser 
für die Regierung selbst und für das Grosska-
pital – ökonomisch schädlich, führt zu Zer-
störung, wirtschaftlichem Niedergang und 
Verarmung der Bevölkerung.

Dass auch die deutsche Bevölkerung die 
Kriegstreiberei von Merz ablehnt, sieht er an 
seinen Beliebtheitswerten. Der US-Präsident 
wird dies in zwei Monaten bei den Zwischen-
wahlen erleben. 

Leider haben aber die Kriegstreiber in-
zwischen mit Verschuldung und Rohstoff-
eroberung (Öl) Fakten für die grossen Welt-
konzerne geschaffen, die bleiben und deren 
Folgen das Volk nachher bezahlen muss.	 •

Eberhard Hamer
(Bild zvg)

Privilegierter dient, werden wir eine Welt im 
Chaos haben.

Wir erkennen jedoch, dass dies eine Welt 
sein wird, die für uns alle viel gefährlicher ist.

Wir dürfen nicht zulassen, dass das 21. 
Jahrhundert in eine Ära zurückfällt, in der 
nur die Mächtigen, die Tyrannen und die He-
gemonen das Sagen haben.

Wir dürfen keine Welt schaffen, in der 
militärische Macht die Legitimität ersetzt, 
Terrorismus die Politik und Verhandlungen 
ersetzt und Krieg den Dialog und die Diplo-
matie ersetzt.

Der Iran streckt der Welt die Hand entge-
gen.

Wir laden die Welt ein.
Wir rufen die Welt – nicht aus Schwäche, 

sondern aus tiefem Glauben an unsere eigene 
Stärke und Standhaftigkeit – zur Zusammen-
arbeit und zum gemeinsamen Handeln auf. 
Aus der tiefen Überzeugung heraus, dass nie-
mand in dieser Region allein Sicherheit er-
langen wird. Entweder wir gestalten sie ge-
meinsam, oder wir müssen gemeinsam in 
Unsicherheit leben.

Wir wollen über eine Zukunft der Welt 
nachdenken, in der Sicherheit, Fairness, Ge-
rechtigkeit und Menschenwürde zu unveräus-
serlichen Rechten für alle Menschen werden. 
Eine Zukunft, in der kein Volk an den Rand 
gedrängt wird, keine Stimme im Chaos der 
Macht untergeht und keine Macht das Recht 
hat, über die Zukunft eines Volkes zu ent-
scheiden – ausser diesem Volk selbst.

Wenn wir wirklich eine Ordnung anstre-
ben, die auf internationalem Recht und in-

ternationalen Standards basiert, muss sie auf 
Gerechtigkeit, dem gemeinsamen mensch-
lichen Willen und der Förderung der Men-
schenwürde beruhen.

Denn ein Frieden, der nicht alle umfasst, 
ist kein Frieden, und Fairness und Gerechtig-
keit, die nicht alle einbeziehen, verdienen es 
nicht, als Gerechtigkeit und Fairness bezeich-
net zu werden.

Doch wenn man auf die gestrigen Worte 
des Präsidenten der Vereinigten Staaten zu-
rückblickt, wird den Experten für Völker-
recht, Dialog, Diplomatie und grundlegende 
menschliche Normen deutlich, dass alles, 
was gegen unser Land gesagt wird, dem 
Wesen, der Charta und dem Geist der Verein-
ten Nationen zuwiderläuft.

Er muss wissen, dass der Widerstand des 
iranischen Volkes angesichts von Sanktio-
nen, zunehmendem Druck und zunehmender 
Schikane nur noch zunehmen wird.

Wir werden uns niemals beugen oder in 
die Knie gehen.

Herr Trump und all jene, die versuchen, 
uns einzuschüchtern, müssen verstehen, dass 
wir bereit sind für Dialog, Diplomatie und 
Verhandlungen, ohne die Sprache der Gewalt 
zu akzeptieren.

Ich weiss Ihre Zeit und Ihre Anwesenheit 
hier sehr zu schätzen.

Möge Gott Sie alle segnen.	 •

Quelle: Transkript, basierend auf den Protokollen 
der Uno-Generalversammlung vom 23.9.2026. Das 
Quelltranskript wurde KI-generiert und stellt keine 
offizielle Aufzeichnung der Uno dar. https://webtv.
un.org/en/asset/k1u/k1uoapbd13; https://www.you-
tube.com/watch?v=WUsRJ4TLbio
(Übersetzung Zeit-Fragen)

Medienmitteilung

«Frieden bedeutet  
patriotische Solidarität unter souveränen Nationen»

Hans Köchler hält eine Rede auf dem Forum 2026 der  
«International Patriotic Pact Organization» in Nairobi

Nairobi (Kenia)/ Wien, 21.9.2026

In seiner Rede auf dem jährlichen Forum 
der International Patriotic Pact Organi-
zation (IPPO) im Büro der Vereinten Na-
tionen in Nairobi, Kenia, betonte der 
Präsident der International Progress Orga-
nization, Dr. Hans Köchler, die internatio-
nale Dimension des Patriotismus in einer 
Welt, die immer stärker von gegenseiti-
ger Abhängigkeit geprägt ist. Er erklärte, 
die Völker der Welt dürften keine Versu-
che irgendeiner Macht dulden, in selbster-
nannten «Einflusssphären» eine Art neo-
koloniale Ordnung durchzusetzen, und 
sie dürften niemals einen Rückfall in ein 
Zeitalter der Anarchie auf Grund des un-
gezügelten Einsatzes militärischer Macht 
akzeptieren. Laut Köchler war der von 
der IPPO ins Leben gerufene «Internatio-
nale Patriotische Pakt» ein wichtiger und 
innovativer Schritt, um den Versprechen 
und Verpflichtungen der Charta der Ver-
einten Nationen im Namen von «Wir, die 
Völker der Vereinten Nationen» – wie es 
in der Präambel der Charta feierlich zum 
Ausdruck kommt – Bedeutung zu verlei-
hen, und der vorgeschlagene IPPO-Über-
prüfungsmechanismus zum Recht auf 
Entwicklung sei mit seinem konfliktfreien 

Ansatz ein konstruktiver Schritt in diese 
Richtung. 

In seiner Ansprache an die Mitglieder 
und Unterstützer der IPPO sagte er: «Wir 
müssen bei den Entscheidungsträgern in 
allen Ländern das Bewusstsein und das 
Verantwortungsgefühl schärfen, dass die 
nationalen Interessen jedes einzelnen Lan-
des – ob gross oder klein, schwach oder 
mächtig – unter gebührender Berücksich-
tigung der Rechte aller anderen Mitglie-
der der internationalen Gemeinschaft ver-
folgt werden müssen. Kein Land hat das 
Recht, der übrigen Welt seine Agenda auf-
zuzwingen, und kein Land ist berechtigt, 
sich selbst zur ‹unverzichtbaren› Nation zu 
erklären. Allzuoft in der Geschichte wur-
den Praktiken kolonialer Herrschaft und 
Ausbeutung unter dem Vorwand der Ein-
zigartigkeit verschleiert.»

Zum Abschluss seiner Rede fasste der 
Präsident der International Progress Or-
ganization den Kern des Patriotismus 
unter dem Gesichtspunkt der friedlichen 
Koexistenz – auf regionaler und globaler 
Ebene – in folgender Formulierung zu-
sammen: «Frieden bedeutet patriotische 
Solidarität unter souveränen Nationen.»

Quelle: https://i-p-o.org   (news releases,  
21.September 2026)

«Wir werden niemals den Kopf…» 
Fortsetzung von Seite 7
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Wenn wir den grossen Krieg doch noch  
verhindern wollen, müssen wir Russland endlich zuhören!

von Karl-Jürgen Müller
In seinem Anfang September erschienenen 
neuesten Buch1 formuliert der Schweizer Hi-
storiker und Friedensforscher Daniele Gan-
ser schon einleitend Sätze, die des Nach-
denkens wert sind: «Ich möchte nicht nach 
Moskau, Peking oder Washington auswan-
dern. Ich bleibe gerne in der Schweiz, weil es 
mir hier gefällt. In den letzten Jahren ist mir 
aber aufgefallen, dass jeder, der sich für die 
Perspektive von China oder Russland interes-
siert, sofort als ‹Putin-Versteher› oder ‹China-
Freund› abgewertet wird. Das halte ich für 
wenig hilfreich. Für dieses Buch habe ich mir 
vorgenommen, so nüchtern wie möglich den 
Chinesen und den Russen zuzuhören.»

Russlands politisch Verantwortliche sagen, 
soweit ich das überblicke, seit vielen Jah-
ren, was sie gut finden, was sie schlecht fin-
den und was sie wollen. Vielen von uns im 
Westen passt das nicht. Aber dass Russland 
das Geschehen der vergangenen Jahre anders 
beurteilt als wir, ist doch wenig erstaunlich. 
Schliesslich haben wir einen Krieg provoziert, 
einen Stellvertreterkrieg, der Russland «strate-
gisch schwächen» und «in den Ruin treiben» 
soll. Schon die vergangenen mehr als vierein-
halb Jahre haben dem Land (und noch mehr 
dem Rammbock des Westens, der Ukraine) 
enorm viele Opfer abverlangt.

Derzeit eskaliert der Krieg in der Ukraine, 
und EU-Europa, Nato-Europa und die mit 
beiden eng verbundenen Regierungen, auch 
die der Schweiz, tun nichts gegen diese Es-
kalation. Im Gegenteil, vieles legt nahe, dass 
der Westen nun auch einen offenen Krieg 
gegen Russland provozieren will.

Noch ist dieser Krieg nicht offen aus-
gebrochen, und noch ist Zeit, sich von den 
westlichen Propagandaformeln zu lösen und 
Russland zuzuhören – und ernst zu nehmen. 
An Aussagen, die es zu hören gilt, gibt es kei-
nen Mangel. Hier soll auf zwei aktuelle Texte 
aufmerksam gemacht werden – immer auch 
in der Hoffnung, dass die Verbreitung über 
den eigenen Kreis hinausgeht und solche 
Texte auch von Menschen ernst genommen 
werden, die dies bislang noch nicht taten.

Wladimir Putin
Der erste Text gibt Aussagen des russischen 
Präsidenten wieder. Nach den Landtagswah-
len im deutschen Bundesland Sachsen-An-
halt und während des BRICS-Gipfels im in-
dischen Neu-Dehli wurde Wladimir Putin 
von einem russischen Journalisten gefragt, 
wie er das deutsche Wahlergebnis beurteile. 

Putin antwortete:
«Ich möchte und werde keine innenpoliti-

schen Ereignisse kommentieren, die […] in 
der Bundesrepublik stattfinden. Dennoch gibt 
es dazu etwas zu sagen, und zwar aus folgen-
dem Grund: Ich denke, dass all das, was der-
zeit in Europa insgesamt geschieht, das Er-
gebnis systemischer Fehler des sogenannten 
Westens – oder genauer gesagt, der Globa-
listen des Westens – in den Bereichen Poli-
tik, Sicherheit und Wirtschaft ist. Jeder macht 
Fehler. Auch wir machen nicht wenige Feh-
ler, ebenso wie man sie überall auf der Welt 
macht. Das Problem für den globalistischen 
Westen ist jedoch, dass sie sich nach dem 
Ende des Kalten Krieges und dem Zerfall der 
Sowjetunion auf dem ‹Gipfel des Olymps› 
wähnten und offenbar glaubten: a) dass ihnen 
alles erlaubt sei und b) dass sie diejenigen 
sind, die selbst niemals Fehler machen.

Und diese Fehler begannen sich zu häufen 
und wie eine Lawine anzuwachsen.

Im Sicherheitsbereich ist klar, worum es 
ging. Es war der Versuch, Russland in die 
Knie zu zwingen, zunächst mit Hilfe von Ter-
roristen im Kaukasus und Separatisten, dann 
mit anderen Mitteln und aktuell mit Hilfe des 
Neonazi-Regimes in der Ukraine. Das hört 
nicht auf.

Sie hatten uns seinerzeit in die G8 aufge-
nommen. Doch […] war das keine vollwertige 
Mitgliedschaft. […] Alles schien gut zu sein, 
die richtigen Worte wurden gesagt, doch in der 
Praxis […] haben sie direkt den Separatismus 
im Kaukasus unterstützt und versucht, Russ
land vollends zu zerschlagen. Das ist eine Tat-
sache. Auch die heutige Krise in der Ukraine 
haben sie provoziert. Das sind die ständigen 
Elemente, um Druck auszuüben. Wir haben 

schliesslich oft genug betont, dass die Ost-Er-
weiterung der Nato für uns inakzeptabel ist. 
Schliesslich gelangten sie bis zur Ukraine. Sie 
stürzten Präsident Janukowitsch durch einen 
Staatsstreich. Ich bewerte jetzt nicht die Amts-
führung von Präsident Janukowitsch. Wahr-
scheinlich gab es viele Fehler und wahrschein-
lich auch Gründe für die Unzufriedenheit der 
Bevölkerung. Doch er war gegen einen Nato-
Beitritt der Ukraine. Sofort nach dem Regime 
change durch […] den blutigen Staatsstreich 
wurde das Ziel ausgegeben, die Ukraine in die 
Nato zu ziehen, und genau das war letztlich die 
eigentliche Ursache für die heutigen tragischen 
Ereignisse in der Ukraine. […]

Ich habe gehört, wie man in Deutschland, 
wie die heutige Regierung erklärt, man führe 
den Kurs der früheren deutschen Führung 
fort, dabei wird auch der Name Helmut Kohl 
genannt. Ich kannte Kohl persönlich. Ich 
kann mit Bestimmtheit sagen: Er vertrat nicht 
die Ansichten, die die heutige CDU-Führung 
vertritt, ganz und gar nicht. Ich habe mit ihm 
gesprochen, als er noch Kanzler war, und 
auch, nachdem er nicht mehr im Amt war, 
er hat uns sogar besucht. Er meinte, dass die 
Zukunft Europas und der Bundesrepublik nur 
dann gesichert sei, wenn enge und gutnach-
barschaftliche Beziehungen zu Russland be-
stünden. Wir müssten uns gegenseitig ergän-
zen, sagte er, nur so könne die europäische 
Zivilisation als eigenständiges Zentrum intel-
lektueller und humanitärer Kraft fortbestehen 
– mit allen daraus resultierenden Konsequen-
zen für Politik und Wirtschaft. Genau das hat 
mir Herr Kohl gesagt.

Doch die heutigen Eliten in Europa vertre-
ten andere Ansichten. Sie schüren in der Be-
völkerung Angst vor einer angeblichen rus-
sischen Bedrohung, einer Bedrohung, die 
angeblich noch aus Sowjetzeiten stamme. 
Diese Bedrohung gibt es gar nicht, und es 
gab sie nie. Wir bedrohen die europäischen 
Länder nicht und haben das auch nicht vor, 
wozu auch? […]»2

Larry Johnson
Der zweite Text ist ein Auszug aus einem 
Gespräch, das der norwegische Politikwis-
senschaftler, Buchautor und Podcaster Glenn 
Diesen mit dem ehemaligen CIA-Geheim-
dienstanalysten Larry Johnson am 18. Sep-
tember 2026 geführt hat, als dieser noch in 
Moskau weilte.3 Larry Johnson hatte zusam-
men mit anderen US-Kollegen die Gelegen-
heit zu einem Gespräch mit dem russischen 
Aussenminister Sergej Lawrow und anderen 
hochrangigen russischen Offiziellen. Im Ge-
spräch mit Glenn Diesen berichtet er:

«Russland ist offen für Verhandlungen. 
Doch diese Verhandlungen werden innerhalb 
des Rahmens geführt, den Wladimir Putin 
in seiner Rede vor dem russischen Aussen-
ministerium im Juni 2024 dargelegt hat. Im 
wesentlichen geht es um folgendes: Der We-
sten muss die vier neuen Oblaste Donezk, 
Luhansk, Saporischschja und Cherson sowie 
die Krim als dauerhaften Teil Russlands an-
erkennen. Die ukrainische Regierung muss 
Neuwahlen abhalten. Sie muss entnazifiziert 
werden. Die Ursache dieses gesamten Kon-
flikts muss angegangen werden. Und die ist: 
Die Nato muss endlich aus der Ukraine ver-
schwinden. Die Nato muss aufhören, sich 
nach Osten auszudehnen. Und die Entmili-
tarisierung, also die Verringerung der Grösse 
des ukrainischen Militärs.

Neben Aussenminister Lawrow, der diese 
Botschaft erneut bekräftigt hat, tat [der stell-
vertretende Aussenminister] Sergej Ribakow 
dasselbe. Aber ich habe auch mit dem pensio-
nierten General Jewgeni Buschinski, dem pen-
sionierten Oberst Eduard Basurin und dem 
aktiven General Apti Alaudinow gesprochen. 
Und sie alle vermittelten dieselbe Botschaft. 
Ich war tatsächlich etwas überrascht, beson-
ders von General Alaudinow. Sie rechnen fest 
damit, in einen Krieg mit Europa zu ziehen. 
Russland wird keinen Präventivangriff auf Eu-
ropa starten. […] Sie nehmen  Bundeskanz-
ler Merz und den britischen Premierminister 

beim Wort. Sie sagen: Alles, was sie sagen, 
und alles, was sie mit ihren Militärhaushalten 
vorhaben, ist darauf ausgelegt, uns anzugrei-
fen. Also werden wir nicht einfach abwarten, 
bis wir angegriffen werden.

Da dachte ich nur: Das ist die Botschaft, die 
Europa verstehen muss. Europa muss den Kurs 
ändern. Es muss die kriegerische Rhetorik zu-
rückfahren. Es muss die diplomatischen Ka-
näle öffnen. Russland ist mehr als bereit, Ge-
spräche auf diplomatischer Ebene zu führen. 
Aber Russland wird sich nicht bedrohen lassen. 
Und es wird nicht tatenlos zusehen, während  
Europa beschliesst, Raketen zu bauen, die es 
selbst einsetzen oder sogar der Ukraine geben 
könnte, um Russland anzugreifen. Damit wäre 
eine rote Linie überschritten. […]

Die offene Diskussion von Merz darüber, 
Raketen aufzubauen, die für Angriffe tief im 
Inneren Russlands eingesetzt würden – Eu-
ropa verwechselt die russische Geduld wie-
der einmal mit russischer Schwäche. Europa 
glaubt, mit solchen Drohungen durchkommen 
zu können. Kürzlich haben wir auch [den pol-
nischen] Aussenminister Sikorski erlebt. […] 
Er sprach darüber, dass sie russische Ölraf-
finerien viel schneller und in viel grösserem 
Umfang zerstören würden, als die Ukraine es 
getan hat. Und die Russen hören das. […] Ich 
kann gar nicht deutlich genug betonen, was 
General Apti Alaudinow betrifft: Es ist ein-
fach eine Tatsache, dass wir mit Europa im 
Krieg sein werden. Er hat keine Drohung aus-
gesprochen. Und jeder, der Apti kennt, weiss: 
Er ist überhaupt kein bombastischer Typ. Er 
nennt einfach nur die Fakten.»

Was tun gegen die  
westliche Kriegspropaganda?

Von offizieller Seite her werden die Bürger 
der EU-Staaten regelmässig nach ihrer Mei-
nung zu Krieg und Frieden befragt, oftmals 
suggestiv. Eine Eurobarometer-Umfrage 
vom Februar 2026 sollte zeigen, dass die 
Kriegsgefahr mittlerweile zu den hauptsäch-
lichen Sorgen der Europäer gehört. 68 Pro-
zent der befragten EU-Bürger glaubten, dass 
ihr eigenes Land derzeit einer unüberseh-
baren Bedrohung ausgesetzt ist. Besonders 
hoch ist dieser Wert in Frankreich (80 %), 
den Niederlanden und Dänemark (je 77 %) 
sowie in Deutschland (75 %). Indes wird die 
Ursache dieser Gefahr nicht in der Politik 
der eigenen Regierungen gesehen, sondern 
mehrheitlich bei Russland. 76 Prozent der 
Befragten gaben an, Russlands Einmarsch 
in die Ukraine sei eine direkte Bedrohung 
für die Sicherheit der gesamten EU. Mit die-
ser Logik plädierten 81 Prozent der EU-Bür-
ger für eine gemeinsame Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik der EU-Mitgliedsstaaten. 
Rund 74 Prozent der EU-Bürger unterstützen 
die derzeitige Höhe der Verteidigungsausga-
ben oder fordern sogar, dass die Ausgaben 
für das Militär weiter erhöht werden sollten.4

Man kann diese Zahlen als manipuliert 
und auch manipulativ bezeichnen. Wer sich 
aber in den EU-Staaten umhört, kommt auch 
ohne statistische Erhebungen zum Schluss, 
dass die gleichgeschaltete Kriegspropaganda 
aus Politik, Medien und so vielen anderen ge-
sellschaftlichen Institutionen gegen Russland 
und dessen politische und militärische Füh-
rung bei einer Mehrheit der Bürger gegriffen 
hat. Da darf man sich nichts vormachen.

Deshalb geht der Appell, Russland endlich zu-
zuhören, nicht in erster Linie an die Machteliten 
(eigentlich an sie am wenigsten, weil dort die 
Hoffnung auf Einsicht und Umkehr derzeit be-
sonders gering ist), sondern an alle Bürger. Alles 
andere wird kein gutes Ende nehmen.	 •
1	 Ganser, Daniele. Kampf der Giganten. Warum 

China und Russland die globale Vorherrschaft der 
USA ablehnen, Westend Verlag 2026, ISBN 978-3-
98791-375-4

2	 https://anti-spiegel.ru/2026/putin-im-o-ton-ueber-
die-politischen-tendenzen-in-deutschland-und-
der-eu/ vom 12.9.2026

3	 https://www.video-translations.org/tran-
scripts/2221_Diesen_2026_09_17_de-DE.pdf vom 
18.9.2026 (sprachlich überarbeitet)

4	 vgl. https://germany.representation.ec.europa.eu/
nachrichten-und-veranstaltungen/pressemittei-
lungen/eurobarometer-mehrheit-der-deutschen-
glaubt-dass-ihr-land-bedroht-wird-2026-02-13_de 
vom 13.2.2026

Der Präsident der Russischen Föderatiom, Wladimir Putin. – Können wir ihm noch  
unvoreingenommen zuhören? (Bild kremlin.ru/RIA Novosti)

Gemeinsame Erinnerungskultur
«Wir wollen keinen Krieg mit der Nato. 
Wir wollen keinen Krieg mit dem We-
sten. Wir wollen keinen Krieg mit 
Deutschland. Wir haben schon mehr-
mals gesagt, wir haben keine Absichten 
in diesem Sinne. Absolut. Wir glauben 
an die Vernunft, an die gute Zukunft, 
an die Fäden, die uns immer noch ver-
binden. Und einer der wichtigsten Fäden 
ist die heutige Veranstaltung, die objek-
tive Erinnerungskultur, die Pflege der so-
wjetischen Kriegsgräber, unserer Denk-
mäler. Wir haben in Deutschland mehr 
als viertausend Kriegsgräber und Mahn-
male. Sie sind ordentlich gepflegt, und 

das wissen wir zu schätzen. Diese ge-
meinsame objektive Erinnerungskul-
tur ist ein Unterpfand für eine mögli-
che Wiederherstellung der Normalität, 
die von uns aus nicht gebremst werden 
muss.»

Quelle: Der russische Botschafter in 
Deutschland, Sergej Netschajew, am 8. Sep-
tember 2026 bei der Gedenkveranstaltung 

anlässlich der Befreiung des Lagers «Sta-
lag 326 (VI K) Senne» in Schloss Holte-Stu-

kenbrock; https://www.facebook.com/
RusBotschaft/videos/-der-russische-bot-

schafter-in-deutschland-sergej-netschajew-
sprach-bei-der-geden/1454406659604218/

«Das Problem für den globalistischen Westen ist, dass sie sich nach 
dem Ende des Kalten Krieges und dem Zerfall der Sowjetunion auf 
dem ‹Gipfel des Olymps› wähnten und offenbar glaubten: a) dass ihnen 
alles erlaubt sei und b) dass sie diejenigen sind, die selbst niemals Feh-
ler machen.» (Wladimir Putin)
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Volksabstimmung gegen den Parteienstaat?
Deutschland nach drei Landtagswahlen

km. Es ist eine einfache Rechnung: Stellt man 
die Wähleranteile von CDU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen – der sogenannten 
Altparteien – denen von AfD, BSW und Die 
Linke bei den drei Landtagswahlen in Sach-
sen-Anhalt, Berlin und Mecklenburg-Vorpom-
mern gegenüber, so haben die drei letztge-
nannten Parteien die Altparteien in allen drei 
Bundesländern eingeholt oder sogar überholt. 
In Sachsen-Anhalt 57,7 Prozent gegenüber 38 
Prozent, in Berlin 46,7 Prozent gegenüber 47,7 
Prozent, in Mecklenburg-Vorpommern 49,5 
Prozent gegenüber 47,1 Prozent.

CDU (in Bayern die CSU), SPD, FDP 
und – seit ihrer ersten Regierungsbeteiligung 
1998 – Bündnis 90/Die Grünen stehen für 
den deutschen Parteienstaat. In Deutschland 
entstand der Parteienstaat in der alten Bun-
desrepublik nach deren Gründung 1949. Das 
Grundgesetz selbst ist eher zurückhaltend, 
was die Macht der Parteien betrifft. Artikel 
21 ist der einzige Artikel, in dem von poli-
tischen Parteien die Rede ist. Diese sollen 
demokratisch aufgebaut sein, über ihre Fi-
nanzen öffentlich Rechenschaft ablegen und 
lediglich bei der politischen Willensbildung 
des Volkes mitwirken.

Die deutschen politischen Eliten nach dem 
Zweiten Weltkrieg misstrauten den deutschen 
Bürgern. Sehr wahrscheinlich fürchteten sie 
auch um ihre politische Machtstellung. Di-
rekte Demokratie wurde deshalb offen ab-
gelehnt – auch wenn das Grundgesetz selbst 
noch direktdemokratische Elemente hatte 
(und hat). Nicht nur die politische Macht 
in Regierungen und Parlamenten, sondern 
auch die Macht in allen anderen wichtigen 
staatlichen und gesellschaftlichen Institutio-
nen sollte in die Hand der «staatstragenden» 
Parteien kommen. Und davon sollte es nur 
wenige geben, möglichst «Volksparteien» – 
der «Integrationskraft» und der «Stabilität» 

wegen. Das führte zum «Parteienstaat». Von 
Parteien, in denen heute nur noch weniger als 
zwei Prozent der erwachsenen Bevölkerung 
(nicht unbedingt aktive) Mitglieder sind.

Ausgewiesene Kritiker des westdeutschen 
Parteienstaates gab es von Beginn an. Karl 
Jaspers, Hans Herbert von Arnim und Karl 
Albrecht Schachtschneider sind drei nam-
hafte von ihnen. Immer wieder gab es Versu-
che, den Parteienstaat zurückzubinden, Ele-
mente direkter Demokratie einzuführen bzw. 
zu stärken. Bislang weitgehend vergeblich.

Dieser Parteienstaat wurde von der gros-
sen Mehrheit der Bürger hingenommen, so-
lange die politischen Versprechen der Par-
teien einigermassen gehalten wurden, vor 
allem:
-	 Wohlstand für alle,
-	 soziale Sicherheit bei Arbeitslosigkeit, 

Krankheit und im Alter,
-	 gute Bildung für alle,
-	 solide öffentliche Infrastruktur,
-	 Schutz der natürlichen Umwelt (seit den 

siebziger Jahren),
-	 innere Sicherheit,
-	 Pluralismus, aber ohne allzu scharfe Pola-

risierung,
-	 Frieden.
Seit geraumer Zeit wird es immer deutlicher, 
dass der Parteienstaat der Altparteien seine 
Versprechen nicht mehr einhält. 

AfD, BSW und bedingt auch Die Linke 
unterscheiden sich von den Altparteien. Es 
sind vor allem Oppositionsparteien, die die 
Alleinherrschaft der Altparteien in Frage 
stellen. Ob sie in der Lage wären oder sein 
werden, es besser zu machen als die Altpar-
teien, kann an dieser Stelle nicht beantwor-
tet werden. Fast interessanter ist die Frage, 
warum sie gewählt werden. Das betrifft auch 
die junge neue Linke, die vor allem in Ber-
lin kaum noch etwas mit einer Nachfolgepar-
tei der SED, einem Gregor Gysi oder einem 
Bodo Ramelow zu tun hat und die besonders 
viel Zuspruch bei jungen Wählern findet.

Vieles weist darauf hin, dass AfD, BSW 
und (die neue) Die Linke gewählt werden, 
weil deren Wähler die Nase voll haben von 
der Herrschaft der «Altparteien» und deren 
Personal und Politik. Die Inhalte der ur-
sprünglichen Versprechen der Altparteien 
selbst werden dabei gar nicht in Frage ge-
stellt. Insofern sind die Wähler dieser Par-
teien im positiven Sinne auch konservativ. 
Hier setzt vor allem die AfD an.

Wie wird es weitergehen? Wie in Or-
wells «Animal Farm»? Wo die eine privile-
gierte Herrschaft nur durch die andere privile-
gierte Herrschaft abgelöst wird? Oder werden 
AfD, BSW und Die Linke in Regierungsäm-
tern nicht nur die alten Versprechen einhalten, 
sondern auch den entscheidenden Schritt tun: 

aus dem Parteienstaat eine wirkliche Republik 
zu machen, so wie es Karl Albrecht Schacht-
schneider in seinem Grundlagenwerk «Res 
publica res populi» ausführlich dargelegt hat?

Sicher ist: Das können die Bürger nicht den 
Parteien überlassen, auch den neuen nicht.	 •
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Die BRICS-Staaten ebnen den Weg
von Dmitri Trenin*

Als die BRIC-
Gruppe (wie sie da-
mals hiess) zum 
ersten Mal in Er-
scheinu ng t r a t , 
wurde sie mit Belu-
stigung aufgenom-
men: eine weitere 
exotische Variante 
einer Buchstaben-
suppe im Zeitalter 
der Globalisierung. 
Als sie sich zu einer 

festeren Grösse entwickelte, galt sie als «Arme-
Leute-Version» eines globalen Clubs, als be-
scheidene Antwort auf die G7. In jüngerer Zeit 
wird sie – nicht zuletzt von US-Präsident Do-
nald Trump – als potentielle Bedrohung für die 
Dominanz des US-Dollars gefürchtet. 

Im Vorfeld des BRICS-Gipfels 2026 in Neu-
Delhi verlagerte sich der Fokus der westlichen 
Medien auf die Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb der Gruppe, wobei im wesentlichen 
versucht wurde, sie als weniger darzustellen als 
die Summe ihrer Teile. All diese Fehlinterpre-
tationen verkennen die tatsächliche Bedeutung 
der BRICS als frühes Modell der sich abzeich-
nenden multipolaren Weltordnung.

In den vergangenen rund fünf Jahrhunderten 
– grob gesagt der Zeitraum der globalen He-
gemonie des Westens – basierte die Weltord-
nung ausnahmslos auf der Vorherrschaft einer 
einzigen Macht (Spanien, Frankreich, Gross-
britannien oder Amerika) oder einer Kombi-
nation von Mächten (das Europäische Kon-
zert, die bipolare Ordnung zwischen den USA 
und der Sowjetunion). Heute ist die Hegemo-
nie einer Einzelmacht im Westen nach wie vor 
sehr lebendig, sei es in der Nato, bei AUKUS, 
in den internationalen Finanzinstitutionen 
oder in zahlreichen von Washington geführten 
Bündnissen in Asien und anderswo. Zwar ent-
spricht die Europäische Union nicht ganz die-
sem Bild, doch hat sie die Nato als Fundament, 
und ihre Mitglieder pflegen enge – wenn auch 
ungleiche – Beziehungen zu den USA. Was sie 
zusammenhält, sind nicht nur Geopolitik und 

Geoökonomie. Sie teilen weitgehend eine ähn-
liche Weltanschauung, auch wenn liberale und 
konservative Ausprägungen dieser Weltan-
schauung gelegentlich ziemlich heftig aufein-
anderprallen mögen. In ihrer Gesamtheit reprä-
sentieren sie jedoch die westliche Zivilisation 
– zusammen mit einer Handvoll Verbündeter.

Die BRICS-Staaten sind ein ganz anderes 
Konstrukt. Ihre zehn Mitglieder sind nicht 
nur Länder von sehr unterschiedlichem Ka-
liber, was Bevölkerungsgrösse, territoriale 
Ausdehnung, BIP-Volumen, militärische, 
technologische und wissenschaftliche Macht 
und dergleichen angeht. Ihre Geschichten 
sind nicht so eng miteinander verflochten wie 
die Europas und Nordamerikas. Ihre politi-
schen Systeme sind äusserst vielfältig; ihre 
Politik – innen- und aussenpolitisch – zielt 
in unterschiedliche Richtungen. Vor allem 
aber repräsentieren sie mehrere grosse Zivi-
lisationen: die chinesisch-konfuzianische, die 
indisch-hinduistische, die islamisch-persisch-
arabische, die lateinamerikanische, die afri-
kanische und die russische. In dieser Hinsicht 
sind sie alles andere als gleichgesinnt, spie-
geln aber das Wesen der Menschheit wider.

Was den BRICS offensichtlich fehlt, ist 
ein Anführer. China, mit seinen 1,5 Milliar-
den Einwohnern die weltweit grösste Volks-
wirtschaft (gemessen an der Kaufkraftparität) 
und weltweit führend in der Spitzentechnolo-
gie, ist nicht der Chef der Gruppe. Es ist si-
cherlich auch nicht Russland, die viertgrösste 
Volkswirtschaft der Welt (ebenfalls gemessen 
an der Kaufkraftparität) und neben den Ver-
einigten Staaten eine Atommacht. Trotz der 
Tatsache, dass die Nato in der Ukraine einen 

Stellvertreterkrieg gegen Russland führt, ver-
sucht Moskau nicht, die BRICS in einen anti-
westlichen Block zu verwandeln. Was Indien 
betrifft, die drittgrösste Wirtschaftsmacht, 
die zudem gerade China als bevölkerungs-
reichstes Land der Erde abgelöst hat, so un-
terhält es enge Beziehungen zu Amerika und 
Europa, während es gleichzeitig seine histo-
rischen Verbindungen zu Russland pflegt und 
ausbaut und China gegenüber misstrauisch 
bleibt. Der Iran und die Vereinigten Arabi-
schen Emirate stehen sich in dem andauern-
den Krieg, den Amerika und Israel gegen den 
Iran entfesselt haben, als Gegner gegenüber.

Dennoch zerfällt die Gruppe nicht. Chinas 
Präsident Xi Jinping ist zum Gipfel in Delhi ge-
reist – sein erster Besuch in Indien seit sieben 
Jahren. Peking will Washington offensichtlich 
keine Gelegenheit geben, die bestehenden Pro-
bleme in den chinesisch-indischen Beziehun-
gen zu nutzen, um Spannungen zwischen den 
beiden asiatischen Grossmächten zu schüren.

Auch wenn der Iran gegen US-Stützpunkte 
in der Region wettert, bemüht er sich um den 
Dialog mit seinen arabischen Nachbarn, um 
ein regionales Sicherheitskonzept für den 
Persischen Golf zu erörtern. Was die derzei-
tigen russisch-chinesischen Beziehungen seit 
ihrer Normalisierung im Jahr 1989 beständig 
und widerstandsfähig gemacht hat, ist nicht 
nur die Übereinstimmung einiger grundle-
gender Interessen, sondern ebenso die Fähig-
keit Pekings und Moskaus, die Differenzen 
beider Länder in verschiedenen konkreten 
Fragen umsichtig zu handhaben.

Zwar unterscheiden sich die politischen 
Philosophien der BRICS-Staaten stark von-

einander, doch halten sie an einer Reihe von 
Schlüsselprinzipien fest, die ihre Zusammen-
arbeit möglich und produktiv machen. Ganz 
oben auf der Liste steht die Souveränität. 
Russland, China, Indien, der Iran und andere 
predigen Souveränität nicht nur, sondern ver-
teidigen und fördern sie auch tatsächlich.

Eng mit der Souveränität verbunden ist 
die Gleichberechtigung. Russlands westliche 
Gegner versuchen seit langem, Moskau zu 
demütigen, indem sie es als Vasallen Pekings 
darstellen – so, als sei Europas Unterwürfig-
keit gegenüber Amerika und Trump blosse 
Höflichkeit. In Wirklichkeit werden die chi-
nesisch-russischen politischen Beziehungen 
jedoch auf Augenhöhe geführt. Dasselbe gilt 
für Russlands Beziehungen zu allen anderen 
BRICS-Partnern, von Brasilien über Indone-
sien bis hin zu Ägypten.

Souveräne Gleichberechtigung bedeutet 
Nichteinmischung in die Innenpolitik ande-
rer Nationen. Dies fällt Ländern leichter, die 
sich nicht als Vorbilder und alleinige Hüter 
universeller Werte positionieren. Andere so 
zu akzeptieren, wie sie sind, und das Recht 
anderer Völker auf eigene Institutionen zu 
respektieren, ist eine zentrale Voraussetzung 
für zivilisationsübergreifende Beziehungen.

Es besteht kein Grund, die BRICS-Staa-
ten als etwas darzustellen, was sie nicht 
sind. Sie sind weder ein Block noch ein 
Bündnis noch eine antiwestliche Koalition. 
Wenn überhaupt, dann bieten ihre eigenen 
Erfahrungen einen Einblick in eine andere 
Art von Weltordnung. Das ist natürlich kei-
neswegs ein Paradies, aber es ist eine Welt-
ordnung, in der Vielfalt gedeiht, Souveräni-
tät unantastbar ist, Unterschiede bewältigt 
werden können und Konsens statt Diktat 
herrscht. Zugegebenermassen ist die Ent-
scheidungsfindung dort schwierig, und Kon-
flikte, auch gewalttätige, sind keineswegs 
ausgeschlossen, aber es ist eine weitaus ge-
rechtere Ordnung als eine, in der sich eine 
Nation oder eine Gruppe anderen aufzwin-
gen, die Regeln für alle (ausser für den Re-
gelgeber selbst) festlegen und die Zuwider-
handelnden beurteilen und bestrafen kann.	•
Erstveröffentlichung https://globalbridge.ch/die-
brics-staaten-ebnen-den-weg/ vom 19.9.2026

*	 Dmitri Trenin ist Präsident des Russischen Rates 
für Internationale Angelegenheiten (RIAC).

Dmitri Trenin  
(Bild Denis Borisov-Ris)

«Es besteht kein Grund, die BRICS-Staaten als etwas darzustellen, 
was sie nicht sind. Sie sind weder ein Block noch ein Bündnis noch 
eine antiwestliche Koalition. Wenn überhaupt, dann bieten ihre eige-
nen Erfahrungen einen Einblick in eine andere Art von Weltordnung. 
Das ist natürlich keineswegs ein Paradies, aber es ist eine Weltord-
nung, in der Vielfalt gedeiht, Souveränität unantastbar ist, Unter-
schiede bewältigt werden können und Konsens statt Diktat herrscht.»

«Wie wird es weitergehen? Wie in Orwells «Animal Farm»? Wo die 
eine privilegierte Herrschaft nur durch die andere privilegierte Herr-
schaft abgelöst wird? Oder werden AfD, BSW und Die Linke in Regie-
rungsämtern nicht nur die alten Versprechen einhalten, sondern auch 
den entscheidenden Schritt tun: aus dem Parteienstaat eine wirkliche 
Republik zu machen?»
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Grossbritannien billigt die Siedlungen  
im Westjordanland: Politik als Inszenierung

von Patrick Lawrence*

Die Gewalt ab-
scheulicher Mobs 
zionistischer Sied-
ler im Westjordan-
land zu verurtei-
len, scheint derzeit 
in Mode zu sein. 
Zwei der bekann-
testen politischen 
Persönlichkeiten Is-
raels, Premiermini-
ster Bibi Netanjahu 
und Israels Präsi-
dent Isaak Herzog, 

bemühten sich, die rasenden Siedler zu ver-
urteilen, nachdem diese Ende letzten Monats 
Palästinenser in zwei Dörfern im Westjord-
anland angegriffen hatten. Einige Tage spä-
ter trat eine Gruppe pensionierter Militär- und 
Geheimdienstoffiziere – allesamt hochran-
gige Persönlichkeiten, viele von ihnen Vete-
ranen mit Dienstzeit im Westjordanland – an 
die Öffentlichkeit, um den «jüdischen Terro-
rismus» zu verurteilen, wie einer dieser Ver-
treter die unaufhörliche Brutalität der zioni-
stischen Siedler bezeichnete.

Nicht, dass sich infolge dieser bissigen Be-
kundungen der Missbilligung irgend etwas 
geändert hätte. Nichts hat sich geändert.

Kurz nach diesen bewusst öffentlichen 
Äusserungen reiste kein Geringerer als 
Mike Huckabee, der bizarr eifrige christ-
liche Zionist, der derzeit als Botschafter 
des Trump-Regimes im «jüdischen Staat» 
fungiert, nach Turmus Aya, einer Stadt im 
Westjordanland mit einem grossen Anteil 

an palästinensisch-amerikanischen Einwoh-
nern, um «zu trauern» und «eine Lösung 
für die Probleme zu finden». All dies wurde 
ausführlich in «The New York Times» be-
richtet, der Zeitung des liberalen Zionismus 
weltweit.

Diese Bekenntnisse der Empörung be-
ginnen nun, bei einigen westlichen Mächten 
politische Gestalt anzunehmen. Letzte Woche 
erklärten ein Dutzend westlicher Staaten 
unter der Führung Grossbritanniens ihre Ab-
sicht, den gesamten Handel mit Produkten 
aus Siedlungen im Westjordanland mit Sank-
tionen zu belegen. Hier ist ein Auszug aus der 
Erklärung, die die zwölf Aussenminister am 
8. September, veröffentlichten:

«Heute bekräftigen Kanada, Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Island, Irland, Nor-
wegen, Polen, Portugal, Spanien, Schweden 
und das Vereinigte Königreich ihre Absicht, 
nationale und/oder europäische Beschrän-
kungen für den Handel mit Waren aus Sied-
lungen einzuführen, die nach internationa-
lem Recht illegal sind, oder dass sie diese 
und ‌andere Massnahmen im Einklang mit 
ihren nationalen Verfahren aktiv in Erwä-
gung ziehen.»

Es ist zu begrüssen, dass diese Nationen 
– insbesondere jene unter ihnen, die den zio-
nistischen Staat seit langem unterstützen 
– endlich das brutale Verhalten der Siedler 
im Westjordanland und, allgemeiner gesagt, 
deren illegale Anwesenheit verurteilen, wäh-
rend diese palästinensische Bauernhöfe und 
Dörfer zerstören, um sich deren Land anzu-
eignen. Doch hier gibt es einen offensicht-
lichen und einen versteckten Sinn: Wir Eu-
ropäer können nicht tatenlos zusehen, wie 
jüdische Siedler Palästinenser angreifen. Wir 
Europäer haben nicht die Absicht, irgend 
etwas zu unternehmen, was den zionisti-
schen Staat dazu zwingen würde, diese bar-
barischen Menschen zu stoppen, und gemäss 
dem Völkerrecht damit zu beginnen, die über 
500 Siedlungen und Aussenposten, in denen 
sie leben, aufzulösen.

Das ist nicht schwer zu verstehen. Als 
Ed Miliband letzte Woche ankündigte, dass 
Grossbritannien die Einfuhr aller in Siedlun-
gen im Westjordanland hergestellten Waren 
verbieten werde, tat er dies «als stolzer bri-
tischer Jude» – dies im ersten Satz seiner 
Rede vor dem Parlament, woraufhin der 
Aussenminister sentimental von seiner «tie-
fen Dankbarkeit gegenüber dem Staat Is-
rael» und seinen «freudigen Kindheitserin-
nerungen an das Orangenpflücken als Kind 
im Kibbuz, in dem meine Cousins lebten,» 
schwärmte.

Warum widmete Miliband die ersten Mo-
mente seiner Rede seinem Treuebekenntnis 
gegenüber dem jüdischen Staat? Was haben 
die schönen Kindheitserinnerungen eines 
Aussenministers in einer Erklärung zu su-
chen, in der Massnahmen gegen einen ge-
nozidalen Staat angekündigt werden1, des-
sen erklärtes Ziel es ist, das Westjordanland 
von seinen drei Millionen Palästinensern 
ethnisch zu säubern? Kurz gesagt: Wie sol-
len wir Milibands rührseliges Geschwätz 
anders deuten denn als kaum verhüllte Zu-
sicherung an die Israeli und ihre Unterstüt-
zer anderswo, dass das israelische Vorhaben, 
das Westjordanland zu übernehmen, nicht 
gestört wird?

Die Israeli reagierten sofort, nachdem Mi-
liband gesprochen hatte und elf weitere Aus-
senminister ihre Erklärung zur Unterstützung 
seiner Sanktionspolitik abgegeben hatten. Tel 
Aviv ordnete die Schliessung des britischen 
Konsulats in Jerusalem an, forderte den Aus-
schluss britischer Vertreter aus einem mul-
tilateralen Ausschuss zur Überwachung des 
«Waffenstillstands» im Gaza-Streifen und er-
klärte elf britische Abgeordnete, die Israels 
Terrorkampagnen im Gaza-Streifen und im 
Westjordanland kritisiert hatten, zur Persona 
non grata.

Mir (und einigen anderen) scheint es 
nur eine Möglichkeit zu geben, diese jüng-
sten Entwicklungen in der Westjordanland-
Frage zu interpretieren. Gideon Levy, der 

«Haaretz»-Journalist und einer der wenigen 
Israeli, die sich ehrlich und öffentlich zum 
Verhalten des zionistischen Staates äussern, 
hat es in einer am 10. September veröffent-
lichten Kolumne unter der Überschrift «Die 
britischen Sanktionen sind ein Witz. Israel  
ist die Siedlungen, und die Siedlungen sind 
Israel» genau auf den Punkt gebracht.

Levys Einleitungsabsatz:
«Alle spielen das Spiel mit: Grossbritan-

nien verhängt angeblich Sanktionen, etwa 
ein Dutzend anderer europäischer Länder 
tun so, als würden sie sich anschliessen, und 
Israel reagiert mit Massnahmen, die dem 
Gegenangriff einer Maus auf einen Elefan-
ten gleichen, damit wir den Briten ein oder 
zwei Dinge zeigen können. Alle sind mit 
sich selbst zufrieden. Der Bau von Siedler-
häusern auf gestohlenem palästinensischem 
Land wird nicht aufhören, ebensowenig 
wie der Diebstahl von Vieh, und zwar nicht 
wegen dem, was Grossbritannien getan hat, 
selbst wenn sich die Welt über diese Sank-
tionen freut.»

Alles ist also nur Show – Politik als In-
szenierung, genauso wie es im letzten Monat 
blosse Show war, als einige prominente is-
raelische Politiker die wiederholten Angriffe 
von Siedlern auf palästinensische Häuser, 
Dörfer und Bauernhöfe verurteilten. Nicht 
einmal zwei Wochen, nachdem er in das 
Westjordanland gereist war, um sein Beileid 
auszudrücken und die Lage zu klären, pro-
testierte Mike Huckabee, um diesem Punkt 
Nachdruck zu verleihen, gegen das Import-
verbot als «Judenhass».

Die Ereignisse der vergangenen Woche 
erinnerten mich an die 15 Staaten, die vor 
einem Jahr in diesem Monat auf der UN-
Generalversammlung erklärten, sie würden 
den palästinensischen Staat offiziell aner-
kennen. Was ist aus dieser ziemlich pom-
pösen Inszenierung geworden? Viele dieser 
15 Staaten, das sei angemerkt, stehen auf 

Auf alle Fälle – leben
von Margret Kleine

Immer wieder habe ich mit 
Freude das Kinderbuch: «Meine 
Füsse sind der Rollstuhl» von 
Franz-Josef Huainigg gelesen. 
Margit sitzt im Rollstuhl und darf 
für die Mutter zum ersten Mal al-
leine einen Einkauf erledigen. 
Erst freut sich Margit. Dann fällt 
ihr auf, dass die Menschen auf der 
Strasse sie anstarren. Ein Kind 
will Margit fragen: «Was hast du 
denn da Komisches?», wird aber 
sofort von der Mutter zurechtge-
wiesen: «So was darf man nicht 
fragen …». Von Hilfsbereitschaft 
über Mitleid, Wegschauen und 
Anstarren erlebt das Mädchen 
ganz verschiedene Reaktionen 
auf ihre Behinderung. «Ich bin 
doch wie alle anderen Kinder!», 
denkt Margit betrübt. 

Als sie die Strasse überquert, kommt sie 
allein mit dem Rollstuhl den Bordstein nicht 
hoch. Gerade als ihr die Tränen kommen, 
hilft ihr Sigi. Sigi wird verspottet, weil er 
dick ist. Die beiden Kinder freunden sich an, 
und Sigi fragt ohne Scham nach dem Roll-
stuhl und dem Leben von Margit. Sie wer-
den sich bewusst, dass jeder etwas Besonde-
res ist. «Aber ab und zu brauchst du Hilfe. 
Wie alle anderen auch», sagt Sigi.

Die Lebensfreude der beiden und die spon-
tane Freundschaft wirken schon beim Lesen 
mitreissend. 

Dieses Kinderbuch gibt ein wenig Ein-
blick in das Leben von Franz-Josef Huai-
nigg. Der Autor war seit einer Impfung im 
ersten Lebensjahr gehbehindert und konnte 
nur krabbeln. Dank seiner Eltern, die ihn als 
normales Kind behandelten, wurde er nach 
einigen Schwierigkeiten in seinem Heimat-
ort eingeschult. Die Mutter trug ihn bis in 
die vierte Klasse täglich zur Schule. Der 
Fürsorge und der Selbstverständlichkeit im 

Umgang mit der schweren Körperbehinde-
rung hat es Huainigg zu verdanken, dass er 
ein fröhlicher und kontaktfreudiger Junge 
blieb. Erst mit neun Jahren und nach mehre-
ren Operationen lernte er mit Krücken und 
Schienen laufen. Er absolvierte die Schu-
len, studierte und ergriff einen Beruf. Die 
Lebensfragen, von denen Huainigg in sei-
nen Büchern für Erwachsene und in den 
Kinderbüchern erzählt, sind die jedes Men-
schen: Finde ich Freunde? Kann ich mit den 
anderen mithalten? Welchen Beruf will ich 
lernen? Und natürlich auch die Frage der 
Liebe. Als er seine grosse Liebe heiratete, 
stellte sich dem Paar auch die Frage nach 
dem Kinderwunsch.  

Mich beeindruckt, mit welcher vertrauens-
vollen Verbundenheit zu den Mitmenschen 
Franz-Josef Huainigg alle diese Fragen und 
noch viele mehr meistert. Das Eingebunden-
sein in der Familie, bei den Freunden, bei 
der Arbeit und in vielen anderen Zusammen-
hängen macht aus ihm einen Menschen, der 

jedem ein Vorbild sein kann. Die Frage 
«Warum ich?» stellte sich auch Huainigg, 
sie half ihm aber nicht weiter. Viktor Frankl 
war ihm ein grosses Vorbild, der auch in un-
glaublich schweren Lebenssituationen sicher 
war, dass der Mensch immer frei entscheiden 
kann, «sich aufzugeben oder an die Zukunft 
zu glauben». (Huainigg 2026, S. 26) 

So konnte Franz-Josef Huainigg sein be-
hindertes Leben auch immer in den Dienst 
anderer behinderter und nichtbehinderter 
Menschen stellen, zum Beispiel als Parla-
mentsabgeordneter. Seit Lähmungen seine 
Fähigkeit zu atmen behinderten, wurde er 
künstlich beatmet und musste das Sprechen 
wieder lernen. Heute wird Huainigg vier-
undzwanzig Stunden von persönlichen Assi-
stenten begleitet und versorgt. Das lässt sich 
leicht schreiben. Für Huainigg und seine Fa-
milie hat es das Leben weiter verändert. Die 
Lebensfreude hat trotz der noch grösseren 
Abhängigkeit von anderen nicht abgenom-
men. «Wir alle sind verletzlich und doch in 

der Gemeinschaft und im Zu-
sammenhalt geborgen und 
stark.» ( S. 24)

So wie die beiden Kinder 
Margit und Sigi sich als Men-
schen anfreunden und ihre 
Verschiedenheit achten, gibt 
auch das Buch «Mein lan-
ger Atem» dem erwachsenen 
Leser die Gelegenheit, die ei-
genen Lebensfragen aus ande-
rer Perspektive zu betrachten. 
Vielleicht eröffnen sich neue 
Wege für das Leben. 

Franz-Josef Huainigg hat 
unter anderem viele Gedichte 
geschrieben. In einem erzählt 
er von seiner Tochter Katha-
rina. In der kurzen Episode 
vom Spielen mit der Tochter 
erzählt der Dichter von der 

liebevollen Verbindung zwischen Vater und 
Tochter, die auch in behinderten Lebenslagen 
möglich ist. 

«Katharina 
Du spielst Lego.
Wie gerne würde ich das Haus mitbauen.
Du spielst mit Puppen.
Wie gerne würde ich sie mit dir wickeln 
und anziehen.
Du willst ein Buch lesen.
Wie gerne würde ich es dir vorlesen.
Da sagst du:
Komm Papa, ich lese dir ein Buch vor.» 
(Huainigg 2007, S. 97)

Literatur
Huainigg, Franz-Josef. Mein langer Atem, Tyrolia-
Verlag, Innsbruck-Wien, 2026
Huainigg, Franz-Josef. Meine Füsse sind der Roll-
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Patrick Lawrence  
(Bild ef)

*	 Patrick Lawrence, langjähriger Auslandskorres-
pondent, vor allem für die «International Herald 
Tribune», ist Kolumnist, Essayist, Autor und Do-
zent. Sein vorletztes Buch ist «Time No Longer: 
Americans After the American Century», Yale 
2013. 2023 ist sein neues Buch «Journalists and 
Their Shadows» bei Clarity Press erschienen. Im 
März 2025 erschien dieses Buch in deutscher Über-
setzung. Seine Webseite lautet patricklawrence.us. 
Unterstützen Sie seine Arbeit über patreon.com/
thefloutist. Fortsetzung auf Seite 12
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Was treibt so manche einflussreiche Persönlichkeit  
zur Anpassung an «grosse Mächte» oder «Mächtige»?

Zeitgenossen fragen, Friedrich Schiller antwortet
von Silvia Nogradi

Manchmal hat man den Eindruck, als ob 
ein vermeintlich angestaubter Klassiker ge-
rade für die Gegenwart geschrieben worden 
sei. So erging es mir vor kurzem, als ich in 
Schillers «Wilhelm Tell» einige weniger be-
kannte Passagen wieder las, die mit verblüf-
fendem psychologischen Scharfblick zei-
gen, welche – durchaus nachvollziehbaren 
– Motive zu Anpassung und Unterwerfung 
unter eine dominierende politische Macht 
führen können.

In «Wilhelm Tell» (1805) stellt Schiller 
zwei Grundhaltungen im Umgang mit einer 
nach Dominanz strebenden Grossmacht, in 
diesem Fall den Habsburgern, gegenüber: 
die würdevolle, gleichzeitig bescheidene 
und selbstbewusste Haltung des alten Frei-
herrn von Attinghausen einerseits und die 
anpassungsbereite, unterwürfige seines nach 
(internationaler) Bedeutung strebenden Nef-
fen Ulrich von Rudenz. Dieser glaubt, sich 
der Übermacht der Habsburger unterwerfen 
zu müssen, während Attinghausen die Un-
abhängigkeit und Würde des eigenständigen 
Volkes betont. Es sei dem Nachdenken des 
Lesers überlassen, welche Grossmacht in-
zwischen an die Stelle der Habsburger ge-
treten ist.

Schiller legt in diesem Drama dem Frei-
herrn von Attinghausen und seinem Neffen 
Rudenz die Motive für Rudenz’ Bereitschaft 
zur Anpassung an die scheinbar überlegene, 
ihm imponierende Macht der Habsburger in 
den Mund.

Rudenz fühlt sich fremd in der ländlichen 
Heimat, worauf sein Onkel erwidert:
«Ja, leider bist du’s. Leider ist die Heimat 
zur Fremde dir geworden! – Uli! Uli! 
Ich kenne dich nicht mehr. In Seide prangst du, 
die Pfauenfeder trägst du stolz zur Schau
und schlägst den Purpurmantel um die Schulter,
den Landmann blickst du mit Verachtung an
und schämst dich seiner traulichen Begrüs-
sung.»
(2. Akt, Vers 778–788)

Dass Rudenz sich von seinen Wurzeln im 
Volk distanziert, auf das er eher hochmü-
tig hinabschaut, und sich auf die Einflussrei-
chen, vermeintlich Überlegenen und Ton-
angebenden (heute würde man wohl vom 
Mainstream sprechen) ausgerichtet hat, 
macht ihn zum wankelmütigen Spielball der 
bewunderten Grossmacht, was sein Onkel 
deutlich sieht.

Während Attinghausen zunächst auf die 
tyrannische Gewalt hinweist, bei der sein 
Neffe «um die Fürstengunst buhlt» (V. 794), 
hält Rudenz alle Schwierigkeiten einzig für 
die Folge mangelnden Gehorsams gegenüber 
der vermeintlich überlegenen Macht und für 
den Ausdruck fehlenden gesellschaftlichen 
Ehrgeizes, fehlenden Strebens, bei den Ver-
tretern dieser Macht mitspielen zu dürfen:

«Habt Ihr nicht höhern Stolz, als hier 
Landammann oder Bannerherr zu sein 
und neben diesen Hirten zu regieren? 
Wie? Ist’s nicht eine rühmlichere Wahl, 
zu huldigen dem königlichen Herrn, 
sich an sein glänzend Lager anzuschliessen, 

als Eurer eignen Knechte Pair zu sein 
und zu Gericht zu sitzen mit dem Bauer?» 
(Vers 812–819)

Rudenz will überregionale Bedeutung, will 
bei den (internationalen) Gremien, in den 
Hierarchien oben dabei sein. Die Gleichheit 
unter seinen Leuten, die er als Provinzialität 
abtut, befriedigt sein Geltungsstreben nicht. 
Ihm fehlt die grössere Bedeutung innerhalb 
oder an der Spitze hierarchischer Strukturen. 
Attinghausen weiss genau, was den jungen 
Rudenz so beeindruckt:

«Ach, Uli! Uli! ich erkenne sie, 
die Stimme der Verführung! Sie ergriff 
Dein offnes Ohr, sie hat dein Herz vergiftet.
(Vers 820-822)

Und Rudenz bestätigt, was ihn dazu antreibt, 
sich von seinem Land und seinen Leuten zu 
distanzieren und sie so zu verraten: 

Ja, ich verberg es nicht – in tiefer Seele 
schmerzt mich der Spott der Fremdlinge, 
die uns den Bauernadel schelten – 
nicht ertrag ich’s, 
indes die edle Jugend ringsumher 
sich Ehre sammelt unter Habsburgs Fahnen, 
auf meinem Erb hier müssig stillzuliegen 
und bei gemeinem Tagwerk den Lenz 
des Lebens zu verlieren – Anderswo 
geschehen Taten, eine Welt des Ruhms 
bewegt sich jenseits dieser Berge – 
mir rosten in der Halle Helm und Schild, 
der Kriegstrommete mutiges Getön, 
der Heroldsruf, der zum Turniere ladet, 
er dringt in diese Täler nicht herein, 
nichts als den Kuhreihn und der Herdeglocken 
einförmiges Geläut vernehm ich hier.» 
(Vers 824-838)

«Ein Schelm, wer Böses dabei denkt», aber 
allfällige Parallelen zur Gegenwart drän-

gen sich auf. Die Welt des Ruhms und der 
internationalen Anerkennung hat nichts von 
ihrer Verführung für nach Bedeutung stre-
bende, ehrgeizige Charaktere verloren. Aller-
dings: Wer von den heutigen einflussreichen 
(Schweizer) Politikern würde wohl so offen 
sprechen, wenn er oder sie überhaupt bereit 
und fähig wäre, ihre eigentlichen Motive zu 
reflektieren?

Messerscharf fällt im Anschluss an Ru-
denz’ Geständnis Attinghausens Replik aus.

«Verblendeter, vom eitlen Glanz verführt!
Verachte dein Geburtsland! Schäme dich
der uralt frommen Sitten deiner Väter!» 
(Vers 839–841)

Auch hier kann man nicht umhin, an die 
gegenwärtig grassierende Haltung un-
serer elitären Blasen zu denken, die sich 
von den Leistungen der Schweiz und des 
Schweizervolkes und seiner Regierungen in 
den beiden Weltkriegen so leicht distanziert 
haben. Auch an sie könnte sich Attinghausen 
wenden, wenn er sagt:

«Geh hin, verkaufe deine freie Seele, 
nimm Land und Lehen, werd ein Fürstenknecht, 
da du ein Selbstherr sein kannst und ein Fürst 
auf deinem eignen Erb und freien Boden. 
Ach, Uli! Uli! Bleibe bei den Deinen!»
(Vers 854858)

Aber Rudenz ist überzeugt, dass nur Anpas-
sung der Situation entspricht. Das Beharren 
auf dem eigenständigen Weg seiner Vorfah-
ren hält er für sture Unbelehrbarkeit: 

«Vergebens widerstreben wir dem König, 
die Welt gehört ihm; wollen wir allein 
uns eigensinnig steifen und verstocken, 
die Länderkette ihm zu unterbrechen, 
die er gewaltig rings um uns gezogen? 

Sein sind die Märkte, die Gerichte, Sein 
die grossen Kaufmannsstrassen, und das Saum-
ross selbst, das auf dem Gotthard ziehet, 
muss ihm zollen. 
Von seinen Ländern wie mit einem Netz 
sind wir umgarnet rings und eingeschlossen. 
[…] Nein, Oheim! Wohltat ist’s und weise Vor-
sicht, in diesen schweren Zeiten der Parteiung 
sich anzuschliessen an ein mächtig Haupt.»
(Vers 869–889)

Wenn das nicht Argumente sind, die man in 
aktuellen Debatten in ähnlicher, aktualisier-
ter Form zu hören bekommt …

Dieser resignativen Haltung setzt Atting-
hausen sein entschlossenes «Lern dieses Volk 
der Hirten kennen, Knabe!» (Vers 909) ent-
gegen. Er kennt die Kräfte und Möglichkei-
ten des Volkes, deshalb ist für ihn eine ei-
genständige, selbstbewusste und würdige 
Haltung keine Frage. 

Ehrgeiz, Eitelkeit, Geltungsstreben, der 
Wunsch bei denen «da oben» dazuzugehö-
ren oder zumindest anerkannt zu werden, 
auch im Orchester der Mächtigen mitspie-
len zu dürfen, all das treibt Rudenz zu sei-
nem Wunsch, unter das vermeintlich schüt-
zende Dach der habsburgischen Macht zu 
kriechen. Die Angst vor Spott, die Befürch-
tung als bäurisch, hinterwäldlerisch, stur und 
ewiggestrig verachtet zu werden, stellt eine 
entscheidende Triebkraft für sein gesamtes 
Verhalten dar. 

In Rudenz’ Anpassungsbereitschaft – man 
könnte an seine Stelle auch Namen von leben-
den Personen setzen – kommt die Unterschät-
zung der eigenen Möglichkeiten zum Aus-
druck, aber vor allem auch die Unterschätzung 
der Gefahren, die immer von einer Grossmacht 
ausgehen, da diese danach strebt, ihre Macht 
zu erhalten bzw. möglichst zu erweitern. Diese 
Unkenntnis und die Unterschätzung, ja sogar 
Missachtung des «einfachen Volkes» führen zu 
einer im Grunde tief resignativen Haltung, die 
nur die Unterwerfung kennt. Dass es ein wür-
devolles Selbstbewusstsein braucht, so wie At-
tinghausen es verkörpert, und dass sich ein be-
drängtes Volk sehr wohl aufrichten kann, wird 
er erst später erfahren.

Gleichzeitig geht Rudenz von der fol-
genschweren Fehleinschätzung aus, dass 
ein kleines Land sich in schwierigen Zei-
ten an die Grossmacht anschliessen müsse, 
um seine Sicherheit zu gewährleisten. Dass 
genau das Gegenteil der Fall ist, haben die 
europäischen Kriege des letzten Jahrhunderts 
bewiesen. Dies sollte uns Heutigen eine War-
nung sein! 

Rudenz verfällt (wie viele seiner aktuel-
len Stellvertreter) gängigen Irrtümern, er ist 
aber nicht einfach ein skrupelloser Ehrgeiz-
ling. Er ist jung, aktiv und politisch unerfah-
ren; es soll eben schnell vorwärtsgehen. Die 
Ruhe des alten Attinghausen, der sich nicht 
antreiben lässt, sondern zuerst in gleich-
wertiger Runde «den Frühtrunk mit meinen 
Knechten teilen» (Vers 753) will, stört Ru-
denz bei seinem blinden Vorwärtsstürmen. 
Denn der «fremde Zauber reisst die Jugend 
fort», (Vers 967) weiss der erfahrene Atting-
hausen.

Neben jugendlicher Unternehmungslust 
und Geltungsstreben ist es aber vor allem 
eine grosse Fehleinschätzung, die Ru-
denz leitet: Dass er, geblendet von monar-
chischem Imponiergehabe und abgetrennt 
vom eigenen Herkommen, die Situation der 
Schweizer völlig falsch einschätzt, führt ihn 
in die Irre. 

Schauen wir auf unsere aktuelle Situa-
tion, so war die Herrschaft der Habsburger 
ein harmloses Vorspiel, verglichen mit der 
politisch und militärisch um die Aufrechter-
haltung ihrer Dominanz kämpfenden Gross-
macht «ennet dem grossen Teich» und ihrer 
europäischen Vasallen. Aber die Worte des 
sterbenden Attinghausen, der einige Zeit 
später von Rudenz’ Umdenken erfahren hat, 
geben auf längere Sicht hin durchaus Hoff-
nung.
Das Alte stürzt, es ändert sich die Zeit,
und neues Leben blüht aus den Ruinen. 
(Vers 2424 f)	 •

der Liste derjenigen, deren Aussenminister 
gerade Milibands Importverbot befürwor-
tet haben.

Ich sehe zwei Möglichkeiten, diese jüng-
sten Ereignisse zu interpretieren.

Erstens deuten substanzlose, rein symbo-
lische politische Massnahmen darauf hin, 
dass es den westlichen Mächten gar nicht 
ernst   damit ist, die Terrorkampagnen der 
Israeli im Gaza-Streifen, im Westjordan-
land, in Libanon und anderswo in Westasien 
wirksam zu bekämpfen. Meiner Meinung 
nach führt der Weg unweigerlich zu die-
ser Schlussfolgerung. Wenn überhaupt eine 
Greueltat oder Brutalität ausreichen sollte, 
um eine starke Reaktion gegen den zionisti-

schen Staat auszulösen, dann hat Israel diese 
noch nicht begangen. Nichts, was es bisher 
getan hat, reichte aus, um die «bedingungs-
lose Unterstützung» zu widerlegen, die die 
Amerikaner seit Jahrzehnten bekunden.

Zweitens ist offensichtlich, dass Politik 
als Geste – das vorherrschende Programm in 
den westlichen Hauptstädten – in erster Linie 
für die Öffentlichkeit bestimmt ist. Sie ist, so 
folgt daraus unmittelbar, eine Reaktion auf 
den deutlichen Anstieg öffentlicher Reaktio-
nen im gesamten Westen gegen den zioni-
stischen Terror in all seinen Ausprägungen. 
Die Schlussfolgerung hier sollte offensicht-
lich sein. Die Kraft, die notwendig ist, um 
den Zionismus zu besiegen – und die Besie-
gung des Zionismus muss das Endziel sein –, 
entspringt den Handlungen der Bürger: mit 
Demonstrationen, mit verschiedenen Formen 

des zivilen Ungehorsams, mit welchen Mit-
teln auch immer, die jedem von uns zur Ver-
fügung stehen.

Own Jones, ein britischer Kommentator, 
bemerkte letzte Woche, dass die britische 
Öffentlichkeit Ed Miliband zum Handeln ge-
zwungen habe. Das ist absolut richtig. Das 
Einfuhrverbot des Vereinigten Königreichs 
ist nicht viel, aber es ist auch nicht nichts, ge-
nauso wie die 15 Zusagen zur Anerkennung 
bei der Uno nicht viel, aber auch nicht nichts 
waren. Auch wenn der Wind nur sanft weht, 
weht er doch in die richtige Richtung.	 •
1	 https://www.gov.uk/government/speeches/foreign-

secretary-oral-statement-on-israel-palestine

Erstveröffentlichung https://globalbridge.ch/gross-
britannien-billigt-die-siedlungen-im-westjordanland-
politik-als-inszenierung/ vom 18.9.2026

«Grossbritannien billigt die Siedlungen ...»
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Freiherr von Attinghausen im Gespräch mit seinem Neffen Rudenz. 
(Foto einer Szene aus dem Film «Wilhelm Tell» von Michael Dickoff)


